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Einleitung. 

I. Die geschichtliche Entwickeln ng des 
Frachtgeschäftes. 
Das wichtigste Hilfsgeschäft des Handels, das 
Frachtgeschäft, hat sich erst infolge der durch die Er- 
findungen und Entdeckungen der Neuheit herbeigeführ- 
ten Verbesserungen der Verkehrsmittel und der stetig 
zunehmenden Bedeutung von Handel und Industrie zu 
seiner heutigen Blüte und Vollkommenheit entwickelt. 

1. Im alten Rom war das Transportwesen wenig 
ausgebildet, und Transportverträge im juristischen Sinne 
gab es überhaupt nicht. Für die Güterbeförderung zu 
Lande, die ziemlich selten war und meistens durch 
Sklaven besorgt wurde, genügten die Grundsätze der 
locatio conductio operis, des heutigen Werkvertrages. 1 ) 
Weit häufiger war der See transport, auf den ja schon 
die natürliche Lage des Landes hinwies. Dieser unterlag 
den Regeln des receptum, „eines Obligationsverhält- 
nisses, dessen juristischer Charakter darin besteht, daß 
unter bestimmten Voraussetzungen gewissen civilen Ver- 
tragsverhältnissen (z. B. depositum, mandatum, loc. 
cond., Innominatkontrakt) eine umfassende Garantie- 
verpflichtung (salvum fore recipere) von rechtswegen 
hinzutritt." 2 ) 

2. Auch im Mittelalter, wo die Transporte zwar 
schon häufiger waren, aber die Entwickelung des Trans- 

1) 1. 11 § 3. D, loc. cond. 19, 2; 1. 13 § 1 1. 25 § 7. eod. 

2) 1. 1. D. 4, 9. vergl. Goldschmidt, III S. 62--65. 
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portgeschäftes besonders durch Stapelrecht 3 ) und Stras- 
senzwang 4 ) gehemmt war, reichten die römisch-recht- 
lichen Institute, wie Miete, Dienstvertrag, Werkvertrag 
oder Mandat, zur Beurteilung der immer noch seltenen 
Frachtverträge aus. Denn der Kaufmann wagte es nicht, 
bei den damaligen Gefahren des Transportes und der 
Unmöglichkeit einer zuverlässigen Kontrolle über den 
Transportführer, seine Waren einem Dritten anzuver- 
trauen. Gewöhnlich begleitete er seine Güter selbst oder 
schickte einen zuverlässigen Stellvertreter mit. 

3. Erst allmählich, nach Verfall des Faustr und 
Fehderechtes und dem Aufkommen der staatlichen Für- 
sorge für die öffentliche Sicherheit, trat hierin ein Um- 
schwung ein. Die Erstarkung des Verkehrs, verbunden 
mit einer erheblichen Steigerung des Güteraustausches, 
und die rascheren Communicationsmittel brachten es mit 
sich, daß die Begleitung durch den Absender unterblieb, 
und die Waren der Aufsicht des Frachtführers vollkom- 
men überlassen wurden. Das Frachtgeschäft selbst ent- 
wickelte sich zu einem wichtigen und unentbehrlichen 
Hilfsgeschäft des Handels. Bei den Mängeln eines 
Gewohnheitsrechtes stellte sich deshalb immer mehr das 
dringende Bedürfnis heraus, durch positive Gesetzes- 
bestimmungen den eigentümlichen, beim Frachtgeschäfte 
vorkommenden Bechtsverhältnissen, eine sichere, recht- 
liche Grundlage zu schaffen. 



3) Stapelrecht ist die Befugnis einer Stadt, die zeit- 
weise Verkaufsausstellung durchgehender Waren zu ver- 
langen. 

4) Strassenzwang ist die Notwendigkeit, den vorge- 
schriebenen Weg einzuhalten. 
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4. Das Binnenfrachtrecht, mit dem wir es hier nur 
zu tun haben, fand seine erste gesetzliche Regelung im 
allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuche vom Jahre 
1861, wo der fünfte Titel des vierten Buches „von dem 
Frachtgeschäfte" handelt. Eine Neuredaction hat das 
Frachtgeschäft alsdann im 6. Abschnitt des dritten 
Buches des neuen Handelsgesetzbuches vom 10. Mai 1897 
erfahren, in das die früheren Vorschriften mit wenig 
Abänderungen übergegangen sind. 5 ) In den letzten Jahr- 
zehnten hat sich auch der Frachtverkehr auf den Flüßen 
in ungeahnter Weise entwickelt, sodaß für diese beson- 
dere Art des Frachtgeschäftes eine spezielle Regelung 
notwendig wurde. Das „Gesetz betr. die privatrecht- 
lichen Verhältnisse der Binnenschiffahrt" vom 15. Juni 
1895, abgeändert durch den Art. 12 des neuen Handels- 
gesetzbuches, enthält in den §§ 27 — 77 eine Reihe be- 
sonderer Bestimmungen für das Frachtgeschäft der Bin- 
nenschiffahrt, während das Frachtgeschäft der Fracht- 
flößer nach wie vor den allgemeinen Bestimmungen des 
H. G. B. unterliegt. 

5. Das Frachtgeschäft der Eisenbahnen 6 ) und das 
Postfrachtgeschäft 7 ) sollen in dieser Arbeit unberück- 
sichtigt bleiben. 

5) Die Beförderung von Gütern auf den Eisenbahnen 
bildet heute einen besonderen Abschnitt des H. G. B. und 
nicht mehr wie früher, einen Unterabschnitt der Bestimm- 
ungren über das Frachtgeschäft. 

6) H. G. B. §§ 453—473 ergänzt durch die Eisenbahnver- 
kehrsordnung. Für den Auslandverkehr: Berner internat. 
Vertrag über den Eisenbahnfrachtverkehr vom 14. X. 1890. 

7) H. G. B. § 452. Postgesetz vom 29. Oktober 1871 abg. 
20. Dezember 1875 und 2. Dezember 1899. Postordnung vom 
20. März 1900. 
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Tl. Das Wesen, die rechtliche Natur und 
die Hauptpersonen des Frachtge- 
schäftes. 

1. Frachtgeschäft im Sinne des H. G. B. ist die ent- 
geltliche TJebernahme der Ausführung eines Trans- 
portes 8 ) zu Lande oder auf Flüßen oder sonstigen Binnen- 
gewässern durch einen Frachtführer oder durch einen 
Kaufmann (auch wenn er nicht Frachtführer ist) in 
seinem Handelsbetriebe (vgl. H. G. B. §§ 425 u. 450.) 
Aus dieser Definition ergeben sich für den Frachtführer 
als Inhalt der Frachtobligation drei Verpflichtungen: 

1. Die Fortbewegung des Gutes vom Auflief erungs- 
bis zum Ablieferungsorte, der eigentliche Trans- 
port, 

2. Die Verwahrung des Gutes während des Trans- 
portes, 

3. Die rechtzeitige Ablief erung an den Empfänger. 
2. Seiner rechtlichen Natur nach charakterisiert 

sich demnach der Frachtvertrag unzweifelhaft als Werk- 
vertrag im Sinne des B. G. B., als was er auch schon im 
älteren Rechte meistens bezeichnet wurde. 9 ) Er ist ein 

8) Transport ist auch die Verbringung von Gütern in 
derselben Ortschaft von Stelle zu Stelle (R. O. H. G. XII., 
S. 197). 

9) Thöl III, S. 7 v. Hahn II, S. 592, Puchelt S. 1175, 
Vogel, S. 11, Schott S. 295. R. O. H. G. XX/XXIII 340/320 
R. G. XV, 76. XXV, 112. 

Neuere: Staub § 425, Anm. 1., Makover § 425, Anm. 1. 
Düringer-Hachenburg S. 531. Leutke, S. 31 und Buchmann 
S. 9 nennen den Frachtvertrag einen contractus sui generis 
im Hinblick auf den dreifachen Inhalt der Obligation. Im 
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Werkvertrag, der eine Geschäftsbesorgung, 
nämlich die Güterbeförderung, zum Gegenstande hat 10 ) 
(B. G. B. § 675). Es ergibt sich dies aus der richtigen 
Auffassung des Begriffs der Geschäftsbesorgung im Sinne 
des B. G. B. Die Merkmale des Werkvertrags fehlen 
jedoch, wenn nicht die Beförderung selbst versprochen 
wird, sondern nur die Transportmittel allein oder auch 
mit Bedienung zur Verfügung gestellt werden. Ein 
solcher Vertrag ist dann u. U. Miete, Dienstvertrag oder 
Dienstverschaffung8vertrag, aber kein Frachtvertrag. 

3. Als Consensualkontrakt ist der Frachtvertrag an 
sich an keine Form gebunden ; er wird perfekt nudo con- 
sensu, d. h. bei Einigung der Parteien über die essen- 
tialia negotii. Es sind dies hier die TTebernahme der 
Ausführung des Transportes und die Vergütung. Ueber- 
nimmt der Frachtführer das Gut, ohne eine Vergütimg 
zu vereinbaren, so gilt sie als stillschweigend taxmäßig 
oder in der üblichen Höhe vereinbart. (B. G. B. § 632). 
Der Vertrag kommt zwar formlos zu Stande, doch ist 
seine schriftliche Abfassung oder Bestätigung überaus 
häufig. Insbesondere kann der Frachtführer vom Ab- 
sender die Aufstellung eines Frachtbriefes verlangen, 
über dessen Inhalt H. G. B. § 426 verschiedene Sollvor- 
schriften aufstellt. Nach dem eben Gesagten kann der 
Frachtbrief nicht als Vertragsurkunde angesehen wer- 



Werkvertrag ist aber schon die Verwahrungs- und Abliefe- 
rungspflicht enthalten, vergl. B. G. B. § 644 u. H. G. B. § 429 : 
4. Anders § 429, 2. 

10) Düringer-Hachenburg, S. 531. Fischer-Henle S. 319. 
Die bürg, rechtl. Vorschriften über den Werkvertrag werden 
danach durch die wesentlichsten Bestimmungen über den 
Auftrag ergänzt. 
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den, er ist vielmehr einfaches Beweismittel über den Ver- 
trag zwischen dem Frachtführer und dem Absender. 11 ) 
4. Die beiden obengenannten Personen, Absender 
und Frachtführer sind die eigentlichen Oontrahenten 
des Frachtvertrages: 

a) Absender ist derjenige, wer in eigenem Namen 

wenn auch für fremde Kechnung 12 ) durch einen 
Frachtführer einen Transport besorgen läßt. 
Dagegen heißt derjenige, für dessen Kechnung 
der Frachtführer tätig wird, Versender, 
(vgl. H. G. B. § 407). 

b) Frachtführer ist derjenige, der in seinem Ge- 

werbe oder Handelsbetriebe gegen Entgelt die 
Beförderung eines Gutes zu Lande, auf einem 
Flusse, oder sonstigem Binnengewässer über- 
nimmt. 

Erst durch den Abschluß des Vertrages 
zwischen diesen beiden Personen wird noch eine 
Dritte am Frachtgeschäft beteiligt und zwar der 
Empfänger. 13 ) 

c) Empfänger ist derjenige, an den das Gut nach 
Vollendung der Reise ausgeliefert werden soll. 

11) H. G. B. I, Art. 391. Die Vorschrift war wegen dem 
seit 1879 allgemein geltenden Grundsatze der freien Beweis" 
Würdigung entbehrlich und deshalb nicht mehr aufge- 
nommen. 

12) Wie z. B. der Spediteur, H. G. B. § 407. 

13) Leutke S. 37 weist mit Recht darauf hin, dass der 
Ausdruck „Empfänger" wie ihn das Gesetz braucht sprachlich 
nicht ganz korrekt sei ; da er eine Anticipation enthalte. Rich- 
tiger wäre es zur Bezeichnung der Person, an welche das 
Frachtgut ausgeliefert werden soll, vom „Adressaten" oder 
„Destinatar" zu sprechen. 
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Es ist hierbei zu bemerken, daß Absender und 
Empfänger identisch sein können, wodurch sich 
natürlich das Verhältnis ganz einfach gestaltet, 
da es sich alsdann ja nur um zwei Vertragspar- 
teien handelt. Viel komplizierter wird die 
Rechtslage, wenn der Empfänger als dritte Per- 
son am Vertrage beteiligt wird. 

Diese eigenartige Stellung des Empfängers 
im Frachtgeschäfte soll im Folgenden erörtert 
werden. Ausführlicher werden wir uns zuerst 
mit dem vom Gesetz als Normalfall behandelten 
Transport, dem mit Frachtbrief, in seinen einzel- 
nen Stadien zu befassen haben und alsdann auf 
die Aenderungen zu sprechen kommen, die das 
Fehlen des Frachtbriefes nach sich zieht. Hier- 
an wird sich eine Erörterung über die Rechts- 
stellung des Empfängers anschließen, Wenn ein 
Ladeschein ausgestellt ist, worauf ein kurzer 
Ueberblick über die Modifikationen im Fracht- 
geschäft der Binnenschiffahrt die Arbeit be- 
schließen wird. 

Die rechtliche Stellung des Empfängers. 
I. Beim Transport mit Prachtbrief. 

§3. 
A. Im Allgemeinen. 
Beim Frachtvertrage werden wie bei jedem anderen 
Vertrage zunächst nur die Vertragsparteien berechtigt 
und verpflichtet. Aber das Frachtgeschäft ist von An- 
fang an auf einen Wechsel in den Subjekten der Obliga- 



Digiti 



zedby G00gk 



— 8 — 

tion berechnet. 14 ) Darin Hegt das eigenartige, ihn von 
anderen Verträgen unterscheidende Merkmal. Die Con- 
trahenten, Absender und Frachtführer, ziehen durch 
ihren eigenen Willen eine dritte Person, den Empfänger, 
in den Vertrag hinein, ohne daß diese selbst bei dem 
Vertrage irgendwie mitwirkt, sie machen ihn zum Mit- 
contrahenten des Vertrages. Der Frachtführer ver- 
pflichtet sich gegen Lohn, dem Dritten, dem Empfänger, 
an einem bestimmten Orte das Gut zu überliefern, und 
die Contrahenten bestimmen, daß dieser Dritte in An- 
sehung des Gutes gewisse Befugnisse gegen den Fracht- 
führer haben solle; die er sogar von einem bestimmten 
Zeitpunkte ab in eigenem Namen geltend machen könne. 

Diese Rechte und die dadurch vermittelten Be- 
ziehungen zum Frachtführer, die vor Antritt der Reise 
in keiner Weise in die Erscheinung treten, wachsen je 
mehr die Ausführung des Vertrages fortschreitet, und 
zwar in demselben Maße, in welchem die des Absenders 
sich verringern, „sodaß es in einzelnen Stadien der Be- 
förderung zweifelhaft erscheint, ob das Verfügungsrecht 
über das Gut dem Absender oder Empfänger zusteht." 15 ) 
Die Ausübung der Rechte ist vom Gesetze teilweise an 
die Erfüllung von Verpflichtungen geknüpft und mit 
der Erfüllung von Verpflichtungen verbunden. 

Im Hinblick auf das Fortschreiten der Berechtig- 
ungen und Verpflichtungen des Empfängers läßt sich das 
Frachtgeschäft in drei Hauptabschnitte zerlegen: 



14) Kuhn, S. 361. 

15) Leutke S. 37. 
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l.)Vor Ankunft des Gutes erscheint nur 
der Absender als dominus negotii. Seinem Ver- 
fügungsrechte laufen aber gewisse Rechte des 
Empfängers parallel. 

2.) Nach Ankunft des Gutes herrscht 
ein Schwebezustand; der Empfänger erwirbt 
zwar ein eigenes Recht, der Absender ist aber 
noch dominus negotii bis zur Erfüllung ge- 
wisser Bedingungen seitens des Frachtführers 
oder Empfängers. 

3.)]SrachAnnahmevonGutundFracht- 
b r i e f wird der Empfänger dominus negotii 
und übernimmt damit gewisse Verpflichtungen. 
Selbstverständlich kann die Rechtstellung 
des Empfängers durch die Vertragsparteien an- 
ders normiert, seine Rechte und Pflichten er- 
weitert oder beschränkt sein. Andererseits kann 
er auch eigene Rechte von einer Partei 
herleiten und sie gegen den Frachtführer gel- 
tend machen. Solcherlei Rechte sind möglicher- 
weise dem Empfänger durch Cession vom Ab- 
sender übertragen oder durch besonderes 
Rechtsgeschäft, wie Verwahrungsvertrag oder 
Auftrag, mit dem Frachtführer begründet. Sie 
können sich aber auch herleiten aus einem 
dinglichen Verhältnis zum Frachtgut, wie z. B. 
aus Eigentum. 

Wir haben es hier nur mit der gesetzlich 
normierten Rechtsstellung des Empfängers in 
den einzelnen Abschnitten des Transportes zu 
tun. 
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B. In den drei Abschnitten des Fracht- 
geschäfts. 

§ 4 - 
I. Vor Ankunft des Gutes. 

a.) Das Verfügungsrecht über das Gut. 

Der erste Abschnitt des Transportes dauert bis zur 
Ankunft des Gutes am Orte der Ablieferung. In dieser 
Zeit herrschen zunächst nur Beziehungen zwischen der 
Vertragsparteien, dem Absender und Frachtführer. Der 
Absender ist unbeschränkter Herr über das Gut wäh- 
rend der Ausführung der Beförderung. Da beim Werk- 
\ ertrag der Besteller des Werkes bis zu seiner Vollen- 
dung den Vertrag jederzeit kündigen kann, so muß auch 
der Absender zu allen Verfügungen befugt erachtet wer- 
den, die sich im Vergleich zur Kündigung als ein Minus 
darstellen (vgl. B. G. B, § 649) 16 ) Dementsprechend ist 
im § 433 Abs. 1. H. G. B. dem Absender die Berech- 
tigung zugesprochen, den Frachtführer anzuweisen, das 
Gut anzuhalten, zurückzugeben oder an einen anderen 
als den im Frachtbriefe bezeichneten Empfänger aus- 
zuliefern. Wie weit dieses Recht des Absenders im Ein- 
zelnen geht, ist in dieser Arbeit nicht zu erörtern. Es 
sei nur erwähnt, daß er durch seine nachträglichen Wei- 
sungen die durch den Frachtvertrag begründeten Rechte 
des Frachtführers nicht beeinträchtigen darf, so nament- 
lich hinsichtlich der Zahlung der Fracht und der durch 
die Dispositionsänderungen entstehenden Mehrkosten, 



16) Düringer-Hach. S. 583. 
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die ihm im Voraus nur erstattet werden müssen, wenn 
er zur Vorleistung nicht verpflichtet ist. 17 ) 

Ist eine Anweisung, zu der der Absender berechtigt 
war, dem Frachtführer zugegangen, so muß er ihr Folge 
leisten, ohne zu prüfen, ob der Absender nach Maßgabe 
des zwischen ihm und dem Empfänger bestehenden 
Rechtsverhältnisses eine derartige Weisung geben 
durfte. 18 ) Ja sogar ein seinerseits mit dem Empfänger 
geschlossener Vertrag würde ihn von seinen Pflichten 
gegen den Absender nicht entbinden, auch nicht, wenn 
er bestimmt wüßte, daß der Empfänger Eigentümer des 
Gutes ist. 10 ) 

Wann das Verfügungsrecht des Absenders erlischt, 
wird weiter unten erörtert. 

b.) Das beschränkte Verfügungsrecht 
des Empfängers. 

Ohne die Rechte des Absenders in irgend einer 
Weise zu beschränken oder zu beeinträchtigen, hat der 
Gesetzgeber auch dem Empfänger gewisse Dispositions- 
rechte über das Gut während der Reise zuerkannt, die 
neben dem Verfügungsrecht des Absenders einherlaufen. 

Nach H. G. B. § 434 ist nämlich der Empfänger 
schon vor Ankunft des Gutes am Orte der Ablieferung 
berechtigt, alle zur Sicherstellung desselben erforder- 
lichen Maßregeln zu ergreifen und dem Frachtführer die 
zu diesem Zweck notwendigen Anweisungen zu erteilen. 

17) Einen Rücktransport braucht der Frachtführer z. B. 
nicht ausführen, da dies eine weitergehende Leistung, als 
die durch den Vertrag begründete wäre. R. 0. H. G. XXIII. 
S. 26. 

18) R. 0. H. G. XXV. S. 331, 

19) Prot. S. 852. 
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Es entspricht diese Bestimmung einem Verkehrs- 
bedürfnis. Bei der oft großen Entfernung des Aufliefe- 
rungs- bis zum Ablieferungsorte des Gutes, ist es sehr 
vorteilhaft, daß der Empfänger des Gutes, der jedenfalls 
in der anderen Hälfte des Transportes dem Gute näher 
ist. als der Absender und schneller Nachricht von einer 
Gefährdung des Transportes haben kann, in die Lage 
gesetzt ist, in einem solchen Falle Anordnungen zu 
treffen, die für die Sicherstellung des Gutes notwendig 
sind. Der Empfänger hat also das gesetzliche Recht, ent- 
weder die Sicherungsmaßregeln selbst zu ergreifen oder 
zu verlangen, daß der Frachtführer seine Anordnungen 
in dieser Hinsicht befolge. 

Wozu er im Einzelfalle berechtigt ist, ist Tatfrage. 
Er wird also u. U. das Gut, wie z. B. erhitztes Getreide, 
umladen und bearbeiten lassen oder den Auftrag geben, 
wegen ungünstiger Witterungsverhältnisse die Reise zu 
unterbrechen oder zu beschleunigen oder auch bei Un- 
sicherheit des Frachtführers die gerichtliche Beschlag- 
nahme der Güter veranlassen. Er wird kurz alle mit der 
rechtmäßigen Ausführung des Transportes in Zusammen- 
hang stehenden Weisungen erteilen dürfen, die geeignet 
sind, im gegebenen Augenblicke die dem Gute oder seiner 
Beförderung drohende Gefahr zu beseitigen. 

Der Empfänger, der solche Maßregeln selbst er- 
greifen oder den Frachtführer anweisen will, sie vorzu- 
nehmen, muß seine Berechtigung hierzu nachweisen, die 
sich aus dem zwischen ihm und dem Absender bestehen- 
denRechtsverhältnisse ergibt. Seine Legitimation braucht 
also nicht allein durch den Frachtbrief nachgewiesen zu 
sein, sie kann auch geschehen durch Vorlegung von. Kor- 



Digiti 



zedby G00gk 



-" 13 - 

respondenzen mit dem Absender oder auf eine sonstige 
Weise. 

Den Anordnungen des Empfängers darf jedoch der 
Frachtführer im Gegensatz zu denjenigen des Absen- 
ders nicht blindlings folgen. Es trifft ihn die Prüfungs- 
pflicht, ob die gegebene Weisung unbedingt und in dem 
angegebenen Maße notwendig ist, ob sie geeignet ist, 
die Gefahr zu beseitigen. Dabei muß er die Prüfung wie 
ein ordentlicher Frachtführer vornehmen. 

Ergibt sie ein bejahendes Resultat, so ist er be- 
rechtigt und verpflichtet, den Anweisungen des Em- 
pfängers Folge zu leisten. 

Diese Maßregeln dürfen jedoch die Verfügungen 
des Absenders nicht durchkreuzen und in Widerstreit 
zu ihnen stehen. Ist dies der Fall, so darf der Fracht- 
führer nur die des Absenders erfüllen, auch wenn er 
der Ansicht ist, daß die anderen die richtigeren sind. Er 
kann aber dem Absender davon Mitteilung machen, seine 
Meinung äußern und neue Weisungen abwarten. 

Hält der Frachtführer die Anweisungen des Em- 
pfängers für unnütz oder schädlich, so darf er sie nicht 
befolgen, sonst handelt er auf eigene Gefahr und haftet 
nach § 429 für Unterlassung der Sorgfalt eines ordent- 
lichen Frachtführers. 

Stellt sich aber heraus, daß die vom Empfänger ge- 
troffenen Maßregeln objektiv gerechtfertigt sind, so 
macht er sich bei Nichtbefolgung dem Empfänger so- 
wohl, wie dem Absender gegenüber verantwortlich, „denn 
die Anweisungen des Empfängers werden meistens zu- 
gleich das Interesse des Absender im Auge haben/' 20 ) 

20) Puchelt. S. 1227. 
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Der Empfänger kann jedoch einen selbstständigen Scha- 
denersatzanspruch gegen den Frachtführer wegen Ver- 
letzung seines gesetzlichen Rechtes aus § 434 erst dann 
geltend machen, wenn nach Uebergabe von Gut und 
Frachtbrief oder Klageantellung gemäß § 435 der Fracht- 
führer zum Empfänger direkt in Beziehung getreten ist, 
nach Erwerb seines eigenen Rechtes. 21 ) 
Vor diesem Zeitpunkte handelt er nur, wie im nächsten 
Abschnitt darzulegen ist, im Namen des Absenders. 

Die Anordnungen des Empfängers dürfen aber kei- 
nesfalls eine Aenderung des Transportvertrages zur 
Folge haben. Hierauf braucht sich der Frachtführer 
nicht einzulassen. 

Der § 434 enthält dispositive Bestimmungen. Des- 
halb kann der Absender das Recht des Empfängers will- 
kürlich einschränken, ja sogar ganz aufheben. So kann 
er dem Frachtführer Verhaltungsmaßregeln während der 
Reise bei Gefährdung des Gutes selbst geben oder ihn 
anweisen, solche bei einer anderen dritten Person einzu- 
holen, dagegen verbieten, irgend welchen Anordnungen 
des Empfängers Folge zu leisten. Von derartigen Weis- 
ungen wird aber der Absender gewöhnlich in seinem 
eigenen Interesse absehen. 

Eine Einschränkung aber erfährt das Recht des 
Empfängers durch das Gesetz selbst. Der Empfänger 
kann nämlich die Auslieferung des Gutes, vor dessen 
Ankunft am Orte der Ablieferung nur verlangen, wenn 
der Absender den Frachtführer dazu ermächtigt hat. 
(H. G. B. 434. S. 2.) 

Diese Ermächtigung kann der Absender von Anfang 

21) Eger II, S. 274 f. Schott S. 401 a. M. 
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an entweder speziell für bestimmte Orte gegeben haben 
oder ganz allgemein für alle Orte, an denen Ablieferung 
seitens des Empfängers gewünscht wird, er kann auch 
die Ablieferung an einem anderen Orte von dem Eintritt 
gewisser Bedingungen abhängig gemacht haben. Auch 
nachträglich kann eine solche Ermächtigung sowohl 
generaliter, als auch spezialiter, als auch bedingungsweise 
eiteilt werden. 

Sie kann bestehen in einem direkten Auftrag an den 
Frachtführer, das Gut auf Verlangen abzuliefern oder 
nur in einer Erlaubniserteilung, dasselbe schon früher 
ausantworten zu dürfen. 

Es ist jedoch eine Ermächtigung des 
Frachtführers seitens des Absenders notier ; eine 
dem Empfänger erteilte Vollmacht würde z. B. nicht ge- 
nügen, denn interne Vereinbarungen zwischen Absender 
und Empfänger sind für den Frachtführer nicht maß- 
gebend. 22 ) 

Hat der Frachtführer die Ermächtigung erhalten, 
so wandelt sie sich für ihn in eine Verpflichtung um. Er 
muß dann das Gut, wo es begehrt wird, ausliefern, soweit 
natürlich der Ablieferungsort auf seiner Route liegt und 
durch die Aenderung kein Rücktransport oder keine 
Weiterfahrt bedingt ist. 

Der Empfänger hat bei Anordnung von Sicherheits- 
maßregeln die im Verkehr übliche Sorgfalt zu wahren. 
Bei Verletzung dieser Sorgfalt macht er sich dem Ab- 
sender gegenüber schadenersatzpflichtig. Er kann ander- 
seits von diesem, wenn sich nicht aus dem zwischen 
beiden bestehenden Rechtsverhältnisse ein anderes er- 

22) Lehmann-Ring, S. 839. 
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gibt, Ersatz für notwendige Auflagen und Verwendungen 
verlangen. 

Wie der Empfänger die Befolgung seiner Anwei- 
sungen vom Frachtführer gerichtlich erzwingen kann, ist 
im Handelsgesetzbuche nicht bestimmt. Jedenfalls dürfte 
die einstweilige Verfügung zur Sicherung einer Indivi- 
dualleistung der beste Weg sein (C. P. O. § 935). Ist 
der Empfänger Eigentümer des Gutes, so kann er gegen 
den Frachtführer mit. der Eigentumsklage vorgehen ; es 
würde sich aber alsdann die Verpflichtung des Fracht- 
führers nach Gesichtspunkten bestimmen, die mit dem 
Frachtrechte nichts zu tun haben. 23 ) 

Durch den § 434 ist für den Empfänger eine Ver- 
pflichtung zur Vornahme von Sicherheitsmass- 
regeln nicht festgesetzt; er kann sein Recht ausüben 
oder nicht, ohne daß dadurch für die Geltendmachung 
seiner späteren Rechte etwas präjudiziert werden dürfte, 
da er noch außerhalb des Vertragsverhältnisses steht. 
Ob im Einzelfalle eine Pflicht dem Absender gegenüber 
vorliegt, entscheidet das zwischen beiden bestehende 
Rechtsverhältnis. 24 ) Trägt der Empfänger die Gefahr 
des Transportes, so wird ihn wohl das eigene Interesse 
veranlassen, von seinem Rechte Gebrauch zu machen. 25 ) 

c.) Die rechtliche Natur der Befugnisse 
des Empfängers. 

Durch Verleihung des beschränkten Verfügungs- 
rechtes an den Empfänger, hat der Gesetzgeber einem 

23) Lehmann-Ring 339. 

24) So auch Eger II, S. 272, Puchelt S. 1227, Makover 
S. 1447. Anders: Schott, S, 400. Aehnlich: Düringer-Hachen- 
burg: es kann sich auch eine Pflicht aus B. G. B. § 242 
ergeben. 

25) puchelt, S. 1227, Stub, S. 1529. 
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Verkehrsbedürfnis -Rechnung getragen, ohne im Ge- 
ringsten im Gesetze selbst darauf hinzuweisen, wie die- 
ses Hecht juristisch zu qualifizieren sei. Auch die Ge- 
setzesmaterialien enthalten zur Erklärung desselben 
wenig oder gar keine Anhaltspunkte. 

Darüber war man sich jedenfalls einig, was in der 
zweiten Lesung bei Beratung des im Wesentlichem dem 
$ 433 entsprechenden Artikel 340 zum Ausdruck kam, 
, ; daß man keineswegs ohne Ausnahme dem Destinatar das 
Recht nehmen könne, vor Vollendung der Reise Dispo- 
sitionen über die Ware zu treffen, und daß man deshalb 
den Frachtführer nicht ganz unbedingt an die Vorschrif- 
ten des Art. 340 binden könne ; eine solche Bestimmung 
werde ebenso oft zum Nachteile des Versenders als des 
Empfängers gereichen. Dies sei z. B. dann der Fall, 
wenn die Vollendung der Reise durch Elenientarereig- 
nisse : Einfrieren des Schiffes und dergl. verhindert werde. 
In einem solchen Falle müsse man dem Destinatar das 
Recht zugestehen, wegen des Weitertransportes der 
Waren Verfügungen zu treffen und könne den Fracht- 
führer wegen der nötigen Instruktionen gewiß nicht an 
dem oft weit entfernten Absender verweisen." 

Die Protokolle sagen dann weiter, daß „die Mein- 
ungen über das, was in solchen Fällen Rechtens sei, ge- 
teilt gewesen seien. 'Mehrere Mitglieder hätten auch in 
solchen Fällen die Bestimmung des Artikels für zutref- 
fend gehalten, andere seien der Ansicht gewesen, in 
einem Falle der eben erwähnten Art sei der Ort, wo das 
Elementarereignis den Frachtführer festhalte, als Be- 
stimmungsort anzusehen, noch andere hätten dafür ge- 
halten, daß der Empfänger als Vertreter des Ab- 
senders diejenigen Verfügungen treffen könne, die zur 

2 
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Vollendung der nach dem Frachtvertrage von dem Ab- 
sender beabsichtigten Heise, also zur Ausführung des 
Willens des Absenders erforderlich schienen." 26 ) 

Es wurde dann später in Monitum 461, Abs. 2 der 
Antrag gestellt : „bis zur Ankunft der Güter am Bestim- 
mungsorte gilt der im Frachtbriefe bezeichnete Empfän- 
ger insoweit als vermutlicher Beauftragter des Absenders, 
daß er zur Einleitung, den Frachtführer kontrollierender 
Maßregeln legitimiert ist." Dieser Antrag wurde nicht 
mehr weiter verfolgt, nachdem die in Abs. 1 dieses Moni- 
tums auch für die Zeit nach Ankunft des Gutes am 
Ablieferungsorte festgehaltene Auffassung des Empfän- 
gers als präsumtiven Bevollmächtigten des Absenders 
verworfen worden war. 27 ) 

In einer späteren Sitzung wurde jedoch ausdrück- 
bch der Zeitpunkt der Geltendmachung der Rechte des 
Empfängers auf die Zeit nach Ankunft des Gutes (bezw. 
des Frachtführers) am Abliefe rungsort festgesetzt. 
Gleichzeitig wurde auch ein dem § 434 entsprechender 
Antrag gestellt und angenommen. 28 ) 

Aus der Geschichte des § 434 kann, wie schon be- 
merkt, jedenfalls eine juristische Erklärung des be- 
schränkten Verfügungrechts des Empfängers mit Gewiß- 
heit nicht entnommen werden. 

Die erste Frage ist die, übt der Empfänger hier 
•nn eigenes oder fremdes Recht aus. 

Die meisten Schriftsteller werfen dieses Recht mit 
dem weiter unten behandelten eigenen Recht aus 

26) Prot. S. 1233. 

27) Prot. S. 4735. 

28) Prot. 8. 4755 und 4758. 
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§ 435 zusammen und behandeln beide als ein Recht, 
indem sie teilweise dem § 434 eine untergeordnete Be- 
deutung beimessen und Fundament und Gründe des- 
selben als die gleichen wie aus § 435 erklären. 30 ) Sie 
argumentieren, das eigene Recht äußere seine Wir- 
kung schon vor Ankunft des Gutes, 31 ) oder es sei der 
vorausgeworfene Schatten seines Rechtes, 32 ) die Natur 
dieses Rechtes sei die nämliche, wie die jenes Rechts, 33 ) 
die Befugnisse leiteten sich aus dem rechtlichen Inte- 
resse des Empfängers am Transporte 34 ) her, oder er übe 
eine ihm durch das Gesetz persönlich übertragene 
Befugnis aus. 35 ) 

Es sind aber diese Argumente für ein eigenes Recht 
des Empfängers im Gesetzbuche weder selbst begründet, 
noch stützen sie sich auf die Materialien, obwohl manche 
aus der Entstehungsgeschichte und dem Wortlaute des 
Paragraphen die Berechtigung ihrer Behauptung herzu- 
leiten versuchen. 36 ) 

Ich glaube ganz im Gegenteil, daß sowohl nach den 
Protokollen als nach dem Gesetzestext die größere Wahr- 
scheinlichkeit vorhanden ist, daß der Gesetzgeber dem 
Empfänger kein eigenes Recht geben wollte, sondern 
nur die Befugnis, Rechte, die an sich dem Absender zu- 
stehen, in dessen Namen auszuüben. 

30) Makover. S. 434. 

31) Dür.-Hachenb. S. 591. 

32) Schott. S. 400. 

33) v. Hahn. S. 642; die Natur ist eine durchaus ver- 
schiedene. 

34) Koch. 

35) Puchelt. S. 1226. 

36) Eger IL S. 268. 
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Es ist schon oben tomerkt worden, daß in der 
zweiten Lesung von den drei Ansichten, die sich über 
das Recht des Empfängers ergaben, die eine sich dahin 
kund gab, daß der Empfänger „als Vertreter des 
Absenders die nötigen Verfügungen treffen könne." 
Von einem eigenen Rechte oder einem Rechte im eigenen 
Xamen ist hier noch keine Rede. Wenn später der An- 
trag gestellt wurde, „den Empfänger als vermutlichen 
Bevollmächtigten des Absenders' 4 zu betrachten, so liegt 
darin ein weiteres Argument dafür, daß in der Kom- 
mission die Ansicht vertreten war, daß, wenn man dem 
Empfänger Rechte gebe, solche nur aus einem Ver- 
tretungsverhältnis herzuleiten seien und nicht ursprüng- 
liche Rechte sein könuten. Der 1. Absatz vou Monitum 
461 wurde abgelehnt, da man ja den Empfänger nach 
Ankunft des Gutes nicht in die Rolle eines Bevollmäch- 
tigten drängen, sondern ihm seine eigenen Rechte geben 
wollte. Der oben eitierte 2. Absatz wurde nicht verfolgt, 
womit noch nicht nachgewiesen ist, daß man dem Em- 
pfänger ein eigenes Recht geben wollte. Die Protokolle 
sprechen es im Gegenteil aus, was auch Kuhn hervor- 
hebt, :i7 ) daß vor Tebergabe des Frachtbriefes und An- 
kunft des Gutes von einem eigenen Rechte des Empfän- 
gers mit Grund nicht gesprochen werden könne. 

Meine Ansicht über das Recht des Empfängers wird 
aber auch gestützt durch das Gesetz selbst. Die §§ 434 
und 435 weisen einen nicht zu übersehenden Gegen- 
satz auf. Während in § 435 das Recht des Empfängers 
durch die Worte „in eigenem Namen" als ein eigenes 
Recht charakterisiert ist, spricht § 434 bloß von einer 

37) Kuhn. S. 366. 
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Berechtigung, die der Empfänger hat, ohne näher zu 
bezeichnen, worauf sich das Recht gründet. Die Argu- 
mente für das eigene Recht, die Eger aus dem Wort- 
laute der §§ 434 und 435 ableitet, indem er meint, daß 
der Gesetzgeber wie im 2. Satze des § 434, an Stelle 
des „berechtigt," das auch im § 435 steht, „ermächtigt" 
gesetzt hätte, wenn er ihm ein abgeleitetes Recht hätte 
geben wollen, treten in. E. hinter dem oben angeführten 
offenbaren Gegensatz zurück, da ja auch in dieser Be- 
rechtigung eine Ermächtigung liegen kann. 

Hellwig, der beide Rechte als solche aus eineiri 
Vertrage zu Gunsten des Empfängers auffaßt, meint 
zwar, daraus, daß in § 435 die überflüssigen 
Worte „in eigenem Namen" ständen, könne unmöglich 
ein Argument gegen seine Auffassung entnommen wer- 
den. 38 ) Eine Gesetzesauslegung, die die Fassung des 
Gesetzes als verfehlt darstellt, ist immer bedenklich; 
gewagter aber noch, aus dem Gesetzestext hinwegzu- 
interpretieren, was einmal dasteht, wenn es auch nicht 
in die zugeschnittene "Form paßt. 

Ich schließe mich also dahin, daß die Befugnisse 
des Empfängers nicht eigene, sondern abgeleitete sind, 
daß das aus § 434 entspringende Dispositionsrecht streng 
von dem eigenen Recht aus § 435 zu sondern ist. 89 ) 

Das Recht kann daher, wiewohl es beinahe allge- 
mein angenommen wird, kein solches aus dem Vertrag 
zu Gunsten eines Dritten sein, noch auf Cession beruhen. 
Der Empfänger macht das Recht nicht suo nomine gel- 



38) Hellwig. S. 480, Anm. 961. 

39) Cosack, H. R., S. 397. 
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tend, 40 ) „obwohl es der vorausgeworfene Schatten 
seines künftigen Hechtes ist" und er die Befugnis „aus 
eigenem Interesse an der ordentlichen Ausführung des 
Transportes" ausübt. Der Empfänger handelt vielmehr 
in diesem Stadium des Frachtgeschäftes noch in f r e m - 
dem Namen, sein Recht leitet sich aus der Verfügungs- 
befugnis des dominus negotii, des Absenders, her. 

Es ist dabei nicht nötig, eine präsumtive Vollmacht 
oder präsumtives Mandat des Absenders anzimehmen. Er 
steht zum Absender in dem einfachen Verhältnis eines 
Vertreters, ohne daß jedoch seine Vertretungsmacht auf 
einer Ermächtigung oder einer Vollmacht beruht. 

Seine Vertretungsmacht beruht auf gesetzlicher 
Vorschrift, ohne daß er gesetzlicher Vertreter ist. E r 
ist Vertreter kraft Gesetze s. 41 ) 

§ 5. 

2. Nach Ankunft des Gutes. 

a.) Das Recht des Empfängers im allge- 
meinen und seine Begrenzung durch das 
des Absenders. 

Das beschränkte Dispositionsrecht des Empfängers 
geht auch nach Ankunft des Gutes am Orte der Abliefe- 
rung keinesfalls unter, sondern das Maß seiner Befug- 
nisse erweitert sich noch mit diesem Zeitpunkte. 

Uebte er früher nur ein fremdes Recht aus, so 
handelt er jetzt kraft gesetzlicher Bestimmung in eige- 
nem Namen: Er ist befugt, nach Ankunft des Gutes 
am Orte der Ablieferung die durch den Frachtvertrag 

40) Lehmanu-R. S. 431. 

41) Vergl. Cosak, B. R. I. S. 238. 
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begründeten Rechte gegen Erfüllung der sich daraus er- 
gebenden Verpflichtungen in eigenem Kamen gegen den 
Frachtführer «reitend zu machen. (H. G. B. § 435). 

Damit tritt er aber noch keinesfalls in die Stellung 
des Absenders gegenüber dem Frachtführer ein. Es 
herrscht vielmehr in dieser Zeit ein Schwebezustand. Die 
Rechte des Absenders sind noch nicht erloschen, ihr 
Weiterbestehen ist aber an Bedingungen geknüpft. Es 
muß nämlich entweder der Frachtbrief dem Empfänger 
übergeben sein, oder es muß Klage gegen den Fracht- 
führer seitens des Empfängers erhoben sein. Bis dahin 
kann der Absender von seinem sogen, droit de suite 42 ) 
noch unbeschränkten Gebrauch machen. Er kann das 
Gut zurückhalten, zurückgeben oder einem Dritten aus- 
händigen lassen, wodurch alle Rechte des Empfängers 
zum Erlöschen gebracht werden und also auch eine nach 
Ausübung des droit de suite erhobene Klage gegen- 
standslos wird. — Absender und Empfänger sind in 
diesem Stadium noch Gesamtgläubiger. 

Definitive Rechte erwirbt also der Empfänger erst, 
wenn ihm der Frachtbrief übergeben worden ist oder er 
Klage gegen den Frachtführer, wie oben gesagt, erhoben 
hat. In diesem Zeitpunkte erst wird er alleiniger Gläu- 
biger des Frachtführers. 

Wir müssen uns hier fragen, wieso das Recht des 
Empfängers gerade durch Erfüllung einer dieser Be- 
dingungen unwiderruflich wird. Der erste Akt, der die 
genannte Wirkung hervorruft, ist die Uebergabe des 
Frachtbriefes. Es sollte mit dieser Bestimmung jeden- 

42) Nicht zu verwechseln mit dem Verfolgungsrecht des 
Absenders aus § 44 K. 0.; vergl. Näheres bei Leutke. S. 46 ff. 
und die dort nachgewiesene Literatur, 
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falls ein festbestimmter Termin geschaffen werden, über 
dessen Eintritt man nicht im Zweifel sein konnte. 43 ) 

„Die Uebergabe des Frachtbriefes — so schreibt 
Hellwig, dessen Ansicht ich mich in dieser Beziehung 
im großen und ganzen anschließe — kann objektiv die 
Bedeutung, dem Empfänger dieses Recht zu verschaffen, 
nicht haben. Beachtet man nun, daß der Frachtbrief 
außer der Beurkundung des Frachtvertrages*) auch die 
an die Adresse des Empfängers gerichtete Willenser- 
klärung des Absenders „Sie empfangen" enthält und 
erwägt man, daß die Mitteilung der leges contractus an 
sich für den Dritten nur infonna torische Bedeutung 
haben kann, so ergibt sich mit Notwendigkeit der Schluß, 
daß der Grund dafür, daß die Uebergabe des Fracht- 
briefes das Recht des Dritten unwiderruflich macht, nur 
darin liegen kann, daß ihm der Frachtführer die in dem 
Frachtbriefe enthaltene Willenserklärung zukommen 
läßt. . . ." 

„ . . . Der Inhalt der Erklärung ist, „Sie empfan- 
gen," das kann nur bedeuten, daß er empfangen soll, 
daß er empfangs berechtigt sein s o 1 1 . Da er aber 
dies bereits seit Ankunft des Gutes ist, so muß der beab- 
sichtigte Sinn der Erklärung noch genauer dahin be- 
stimmt werden : Der Empfänger soll ausschließ- 
lich berechtigt sein, die Rechte aus dem Frachtver- 
trage geltend zu machen." Hellwig fährt dann fort: 
„Mit anderen Worten : der Frachtführer übermittelt dem 
Empfänger die Erklärung des Absenders, daß dieser zu 
Gunsten des Empfängers auf sein Verfügungsrecht ver- 

43) Prot. 1232. 4731. 

*) Der Frachtbrief ist keine Vertragsurkunde, vergl. 
Seite 5 f. 
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ziehtet." 44 ) Dieser letzte Satz ißt m. E. nicht ganz 
korrekt. Eine Verzichte rklärang, wenn auch indirekt, 
hat der Absender nicht dem Empfänger gegenüber, son- 
dern dem Frachtführer gegenüber abzugeben. Dem Em- 
pfänger muß dagegen der Frachtführer „die Erklärimg 
des Absenders übermitteln, daß dieser sein Recht auf 
ihn Übertrag e." 

Der Frachtbriefübergabe steht ein zweiter Formal- 
akt mit derselben Rechtswirkung gleich: die Klageer- 
hebung des Empfängers gegen den Frachtführer auf 
Kebergabe von Frachtbrief und Gut nach § 435. 

Die Protokolle motivieren diese Gleichstellung da- 
mit, daß die Uebergabe des Frachtbriefes dann nicht aus- 
reicht, wenn der Frachtführer damit säumig ist oder 
sie sogar verweigert. 45 ) 

Die privative Wirkung, die der Klageerhebung 
kraft positiver Gesetzesbestimmung beigelegt ist, läßt 
sich nach allgemein geltenden Rechtsgrundsätzen nicht 
rechtfertigen. Sie harmoniert aber, wie Hellwig bemerkt, 
„mit einer für das gemeine Recht für solidarische Be- 
rechtigungen zutreffenden und s])eziell für die Verträge 
zu Gunsten Dritter vielfach vertretenen Auffassung. 
So erkläre es sich wohl, wie die Norm in das H. G. B. 
gekommen ist. Dass man sie bei der Revision des H. G. 
B. bestehen ließ, obwohl das Reichsrecht eine derartige 
Wirkung der Klageerhebung nicht mehr kennt, sei höch- 
stens damit zu rechtfertigen, daß der Satz sich in das 
Rechtsbewußt sein der Handel skreise eingelebt habe." 46 ) 

44) Hellwig. S. 489 f. 

45) Prot. S. 4755 f., 5099. 

46) Hellwig. S. 491, 
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Lehmanii-Eing 47 ) hält die Klage des Empfängers für die 
„Offerte" sich dem Frachtführer zu obligieren, die der 
Frachtführer seinerseits acceptieren könne." In einer 
Klage kann aber doch niemals eine Offerte enthalten 
sein! 

Die Rechte, die der Empfänger kraft Gesetzes in 
diesem Stadium des Frachtgeschäftes geltend macht, 
sind eigene. Er kann also hier von dem Frachtführer 
die Erfüllung des Vertrages in seiner Person verlangen, 
obschon nicht er, sondern der Absender ihn mit dein 
Frachtführer abgeschlossen hat. 

b.) Die juristische Konstruktion des 
eigenen Rechts. 

Die juristische Konstruktion des eigenen Rechtes 
des Empfängers bietet nicht weniger Schwierigkeiten, 
wie das bereits behandelte fremde Recht. Schon in der 
Kommission wurden mehrfach Bedenken in dieser Hin- 
sicht laut. 48 ) Man setzte sich aber zu Gunsten der Ver- 
kehrsbedürfnisses darüber hinweg, und bezeichnete durch 
die Worte „in eigenem Namen," daß nach Ankunft des 
Gutes „der Empfänger nicht bloß als Mandatar oder 
sonstiger Vertreter des Absenders anzusehen sei." 49 ) 

Der juristischen Wissenschaft blieb die Lösung 
des schwierigen Problems vorbehalten, die dann auch im 
alten und neuen Rechte auf die verschiedenste Weise 
versucht hat, die Stellung des Empfängers ihren Denk- 
formen anzupassen, ihren Begriffen unterzuordnen. 

I. Von den älteren Theorien, die heute allgemein 
aufgegeben sind, und gegen die auch die Entstehungs- 

47) L.-R. S. 345. 

48) Prot. S. 816 u. S. 1234 ff, 

49) Prot. S, 5045 5, 
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geschiente des § spricht, seien erwähnt, die von Mun- 
ter, 50 ) der Absender seipräsumtiverMandatar 
desEmpfängers und die von Hillig, 51 ) derEm- 
pfänger sei präsumtiver Mandatar des 
Absenders. 

Windscheid 52 ) und Seil 53 ) sehen in der dem Em- 
pfänger nach § 435 zustehenden Klage gegen den Fracht- 
führer eine actio negotiorum gestorum d i - 
r e c t a gestützt auf P. 1. 5 § 4. neg. gest. 3, 5 54 ) andere 
wieder halten den Empfänger für den negotiorum gestor 
des Absenders. 

H, In ziemlichem Umfange, und sogar von einer 
Autorität wie Goldschmidt wird die Ansicht vertreten, 
die dem Adressaten zustehende Befugnis sei nur das 
cedierte Recht des Absenders. Und zwar teilen 
sich die Vertreter der Oessionstheorie in zwei Haupt- 
lager, indem die einen eine vertragsmäßige, die anderen 
eine fingierte Cession annehmen. 

1. Eine vertragsmäßige Cession wird er- 
blickt besonders in der Adresse auf Frachtbrief oder 
Gut : sie sei nicht bloß als documentum cessionis, sondern 
als signum cesionis zu erachten. 55 ) Diese Ansicht ist 
deshalb nicht zutreffend, weil unmöglich, wie Karstens 
bemerkt, der das Verhältnis übrigens als die cedierte 



50) Munter I. S. 97. 

51) Hillig, § 147. 

52) Windscheid Pand. § 401, Anm. 11, § 316, Anm. 7a, 

53) Seil Arch. f. civ. Prax. XXI, S. 142. 

54) Siquis pecuniam vel aliam quandam rem ad ine 
perferendam acceperit, quia negotium gessit, negotorium 
gestorum mihi actio adversus eum competit. 
55) Höpfner. S. 124. W, Koch. S. 108 ff, 
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actio inaiidati directa ansieht/' die Adresse 
eine Cession bewerkstelligen und perfekt machen kann, 
ehe sie in den Händen des Adressaten ist," 56 ) der ja 
schon vor der TTebergabe des Frachtbriefes nach § 435 
berechtigt wird. Dann aber auch schon deshalb, weil der 
Frachtbrief, diese einfache Beweisurkunde, 57 ) kein Sig- 
num cessionis sein kann. 

2. Dagegen sind u. A. Goldschmidt 58 ) und Eger 59 ) 
Anhänger der fingierten Cessio n. 60 ) Es ist 
dies ein Forderungsübergang, den man fingiert, weil das 
Gesetz es so vorschreibe. Goldschmidt meint „der Em- 
pfänger gelte als ermächtigt," in eigenem Namen, aber 
nicht kraft ursprünglichen eigenen Hechtes, wie der im 
Konnossement bezeichnete Empfänger, sondern nur wie 
ein Cessionar kraft fingierter Cession zu klagen. Seine 
Klage sei die actio utilis aus dem Fracht vertrage." — 
Das Verhältnis würde sich demnach so gestalten, daß 
dem Absender zunächst alle Hechte verbleiben, daß aber 
dem Empfänger durch die Tatsache der Ankunft des 
Gutes am Orte der Ablieferung die Uebertragung der 
Hechte und Pflichten aus dem Fracht vertrage offeriert 
werde. Diese Offerte nehme er durch die Annahme von 
Gut oder Frachtbrief oder durch die Erhebung der Klage 
an, wodurch der Frachtführer verpflichtet sein solle, den 
Empfänger als seinen Mitkontrahenten (Gläubiger) an- 
zuerkennen. 61 ) 



56) Karstens. S. 216. 

57) Vergl. H. G. B. I. Art, 391. 

58) Goldschmidt I. S. 749 ff. 

59) Eger IL S. 88 f. 

60) Ebenso Anschätz und v. Völderndorff III, 448. 

61) Eger IL S. 89. 
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Auch dieser Art von Cession kann m. E. nicht 
zugestimmt werden. Denn nach Ankunft des Gutes am 
Bestimmungsorte laufen die. Rechte des Absenders und 
Empfängers nebeneinander her, ohne daß mit der An- 
nahme des Frachtbriefes das Recht des Absenders voll- 
ständig vernichtet wird, was die Folge einer Cession sein 
müßte. Sein Recht wird nur suspendiert, weshalb von 
einem Febergang der Rechte nicht gesprochen werden 
kann. Eger 62 ) nimmt zwar an, da er eine Gesamtgläu- 
bigerschaft nicht anerkennt, daß das Recht des Absen- 
ders vollständig erlischt. Die Folge davon wäre, daß im 
Falle des Verzichts des Empfängers auf sein Recht, nie- 
mand da wäre, der ein Recht am Frachtgute hat. Sollte 
man dann etwa eine Rückcession annehmen, und wie 
wäre eine solche zu erklärend Viel einfacher ist es je- 
doch, in einem solchen Falle die suspendierten 
Befugnisse des Absenders wieder aufleben zu lassen; 
denn daß der Absender alle Rechte aus dem Frachtver- 
trag geltend machen kann bis zur definitiven Beendigung 
des Transportes, dürfte keinem Zweifel unterliegen. 63 ) 

Die Fracht briefül>ergabe kann ferner die Wirkung 
der denuntiatio, die ihr beigelegt wird, nicht haben, 64 ) da 
schon im Abschluß des Trans}X)rtvertrages die Denun- 
tation einer künftigen Cessipn von Seiten des Cedenten 
liegt, die eine Befreiung des Frachtführers (Debitor 
cessus) durch die spätere Leistung an den Absender (Ce- 



62) a. a. O. 

63) Vergl. hierzu R. 0. H. G. VI, S. 275 ff., (wo übri- 
gens S. 428 eine stillschweigende Cession präsu- 
miert wird.) 

64) Goldschmied, Hdb. I. S. 749, Anm. 41. 
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dent) wie sie sogar nach Ankunft des Gutes u. TT. voll- 
zogen werden kann, ausschließen würde. 65 ) 

Der Theorie einer fingierten Cession kann weiter- 
hin deshalb nicht zugestimmt werden, weil der Schuldner 
nach B. G. B. § 406 eine ihm gegen den bisherigen 
Gläubiger zustehende Forderung auch dem neuen Gläu- 
biger gegenüber aufrechnen kann, „also auch eine solche, 
die außerhalb des vorliegenden Vertragsverhält- 
nisses liegt. Dem Frachtführer stehen aber dem neuen 
Gläubiger, dem Empfänger, gegenüber nur die Einreden 
zu, die sich aus dem Frachtvertrage herleiten. 66 ) 

3. Auch die Ansicht Kuhns (S. 362 ff,), nach 
dem eine bedingteund aufgeschobene Ces- 
sion vorliegt, ist nach dem eben gesagten unhaltbar. 

4. Neuerdings hat die Cession stheorie wieder einen 
Verteidiger in Buchman n 67 ) gefunden. Dieser will 
aus dem geänderten Wortlaute des Gesetzes von „nach 
Ankunft des Frachtführers" in „nach Ankunft des 
Gutes" schließen, daß das neue H. G. B. damit die viel- 
umstrittene Frage über die rechtliche Natur der Befug- 
nisse des Empfängers im Sinne der Cessionstheorie gelöst 
habe: Wenn sich im Falle des Verlustes des Gutes der 
Empfänger die Frachtklage cedieren und damit auch die 
Einreden des Frachtführers gefallen lassen müßte, so 
wäre es nach Buchmanns Ansicht eine sonderbare Kon- 
sequenz den Frachtführer nach Ankunft des Gutes am 

65) Vergl. B. G. B. § 407 für das alte Recht; Vogel 
S. 35 f. 

66) Die gleiche Ansicht bei Vogel S. 33 für das alte 
Recht begründet. Vergl. ebenda weitere Argumente gegen 
diese Theorie. 

67) Buchmann. S. 15. 
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Ablieferungsorte schlechter und den Empfänger besser 
zu stellen, indem man letzterem nicht nur formell, son- 
dern auch materiell ein eigenes unabhängiges Recht aus 
dem Frachtvertrage geben würde. 

Diese Argumentation ist nicht richtig: „Ankunft 
des Frachtführers" wurde auch schon vorher mit „An- 
kunft des Gutes" für gleich bedeutend erachtet, was aus 
der Literatur über den alten Art. 405 hervorgeht 68 ) und 
auch der Absicht des Gesetzgebers entsprach. 60 ) Wie aus 
den Protokollen zweifellos hervorgeht, wollte man ferner 
dem Empfänger im Falle der Ankunft des Gutes größere 
Rechte verleihen als bei Nichtankunft. 

Buchmanns Beweisführung leidet aber auch, wie 
Leutke hervorhebt 70 ) an einem inneren Widerspruch, in- 
dem er dem Empfänger ein formaleigenes Recht zu- 
spricht und dann noch eine fingierte Oession zu seinen 
Gunsten geltend machen will. 

III. Eine Reihe von Schriftstellern des alten Rechts 
umgehen nur die Schwierigkeiten, die sich einer 
juristischen Konstruktion entgegenstellen, indem sie das 
Recht des Empfängers auf die verschiedenste Weise 
jiujis tisch zu qualifizieren versuchen. So hält C. F. 
Koch 71 ) die selbständige Klage des Empfängers für eine 
anormale anticipierte Klage aus dem 
Frachtvertrage, und Endemann 72 ) sieht in dem 

68) Vergl. Staub, Art. 405, Anm. 1. Goldschmidt 11. 
S. 746. Eger IL S. 296 ff. Schott, S. 401, Anm. 17. Vogel, 
S. 50, 51. v. Hahn, S. 653. 

69) Prot. S. 5099 f. 

70) Leutke. S. 69. 

71) Koch, Art. 405, Anm. 30. 

72) Endemann. S. 737. 
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'Recht des Empfängers „ein formal eigenes 
Klage recht", Schott 73 ) „ein nicht inhalt- 
lich selbstständiges Recht, wohl aber 
eine persönlich selbständige, eine for- 
male ig eneB efugni s." Ähnlich meint v. Hahn 74 ) 
des Empfängers Berechtigung stelle sich ihrer Natur 
nach als eine „formelle Legitimation dar, die 
ihn nicht zum dominus negotii mache." Andere wieder be- 
zeichnen die Klage des Empfängers als actio utilis 
aus dem Frachtvertrag e 74 ) oder meinen, sie 
leite sich aus einem Anweisungsaccept des Erachtführers 
her. 75 ) 

Auch unter der Herrschaft des neuen Rechts haben 
einige Schriftsteller sich nicht zu einer juristischen Kon- 
struktion entschließen können und deshalb den schon 
früher von Thöl 76 ) betretenen Ausweg gewählt, indem 
sie „angesichts des klaren Wortlautes des Gesetzes" und 
„beim Fehlen einer sie befriedigenden Formel," einfach 
auf jede juristische Konstruktion verzichten: Das Recht 
des Empfängers sei zwar ein eigenes, selbst ständiges aber 
durchaus anormales, das sich lediglich auf das Gesetz 
stütze und nur dem Verkehrsbedürfnisse entsprungen 
sei. 77 ) 

Auf dem gleichen Boden stand auch das Beichs- 
Oberhandelsge rieht, 78 ) indem es das Klagerecht des Em- 



73) Schott. S. 402, ähnlich Buchmann. S. 15 u. 21. 

74) So Gerber. § 183. 

75) Gerber-Kosak. S. 367. Anm. 12. 

76) Thöl, Handelsr. Erört. S. 24. 

77) Ubach. S. 26, Leutke S. 83. 

78) R. O. IL G. XIII. S. 326. 
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pfängers" nach allgemeinen ^Rechtsprinzipien für schwer 
oder gar nicht begründbar" erklärte. 

Diese letzte Ansicht mag für die Beurteilung des 
eigenen Rechts des Empfängers im alten Recht be- 
gründet gewesen sein. Bei der jetzigen Gesetzgebung 
jedoch, glaube ich, ist es durchaus nicht mehr nötig, auf 
eine juristische Konstruktion zu verzichten. 

IV. 1. Schon früher war die Befusmis des Empfän- 
gers als da 8 Recht zu Grünsten eines Dritten aufgefaßt 
worden, 79 ) als was man es ja auch schon bei der ersten 
Lesung der Kommission zur Beratung des Allgemeinen 
Deutschen Handelsgesetzbuches zu charakterisieren ver- 
suchte. Die Ijehre von den Verträgen zu Gunsten Drit- 
ter gehörte aber zu den allumstrittensten im römischen 
Recht und „bei Frachtverträgen reichten, wie die Proto- 
kolle sagen, die Sätze des gemeinen Rechts über die Be- 
rechtigung Dritter aus einem Vertrage unter anderen 
Personen nicht aus. 80 )" So kam es, daß auch diese Kon- 
struktion, wo schon die Ijehre selbst auf keiner festen 
Grundlage aufgebaut war, nie anerkannt, vielmehr stets 
bestritten wurde. 

2. Erst das Bürgerliche Gesetzbuch hat, indem es 
für Verträge zu Gunsten Dritter positive Rechtsätze 
schuf, zur Klärung der Frage beigetragen. 81 ) Deshalb 
meint auch Hellwig: „es dürfe vom Standpunkte des 
heutigen Reichsrechts wohl schwerlich mehr bestritten 
werden, daß der Transportvertrag unter die Verträge zu 

79) Höpfner. S. 119 ff., Koch. S. 460 ff., Vogel. S. 43 ff., 
Cohen. S. 49., Dernburg Band II. S. 54 f. 

80) Prot. S. 816. 

81) B. G. B. IL Buch Abschn. 3. Titel § 328-335. Ver- 
sprechen der Leistung an einen Dritten. 

8 
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Gunsten Dritter falle. Ja, in keiner anderen Gesetzes- 
norm seien die richtigen Grundsätze über die Verträge 
auf Leistung an Dritte auf ein einzelnes Rechtsverhält- 
nis so ausführlich und richtig angewandt, wie beim han- 
delsrechtlichen Transportvertrag." 82 ) Soweit das eigene 
Recht des Empfängers in Betracht kommt, kann ich ihm 
nur beistimmen. 

Untersuchen wir das Rechtsverhältnis etwas näher 
und die Anwendbarkeit der Grundsätze des bürgerlichen 
Rechts auf dasselbe: 

In § 328 des B. G.-B. ist der Grundsatz ausge- 
sprochen, daß durch Vertrag eine Leistung an einen Drit- 
ten mit der Wirkung bedungen werden kann, daß der 
Dritte unmittelbar das Recht erwerben soll, die Leistung 
zu fordern. Ganz genau dieser Norm entspricht der In- 
halt des Frachtvertrages. Der Absender schließt mit dem 
Frachtführer einen Vertrag ab, daß ein Dritter, der 
Empfänger, unmittelbar das Recht erwerben und in eige- 
nem Namen geltend machen könne, das bisher durch den 
Frachtvertrag dem Absender zugestanden habe. Der Em- 
pfänger solle das Recht erst nach Ankunft des 
Gutes geltend machen können, dem Absender solle jedoch 
„die Befugnis vorbehalten sein," bis nach Uebergabe des 
Frachtbriefes oder Ans tellun g der Klage durch den 
Empfänger auf Auslieferung" das Recht des Dritten 
ohne dessen Zustimmung aufzuheben oder zu ändern; 88 ) 
insbesondere behalte er sich das Recht vor, „einen ande- 

82) Hellwig. S. 477 ff. Die gleiche Ansicht vertreten 
heute: Staub, S. 1530, Cosak § 87, I., Düringer-Haehenburg, 
8. 586 f., Dernburg II, 2 § 105, IV Makover § 435 Ia, Leh- 
mann-Ring § 435 N. 2. u. a. 

83) Vergl. B. G. B. § 328, 2. 
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ren an die Stelle des im Frachtbriefe bezeichneten zu 
setzen." 84 ) „Weist der Empfänger das erworbene Recht 
zurück — wozu er auch noch nach der Uebergabe des 
Frachtbriefes oder nach Klageanstellung befugt sein 
solle — so solle das Recht als nicht erworben geltem," 86 ) 
und der Absender wieder alleiniger Gläubiger sein; sonst 
sollen sie Gesamtgläubiger sein: neben dem Empfänger 
solle auch der Absender „die Leistung an den Dritten 
fordern können." 86 ) „Einwendungen aus dem Fracht- 
vertrag sollen dem Frachtführer auch gegen den Empfän- 
ger zustehen." 8 « 7 ) 

Dies dürfte so ungefähr der Inhalt des Frachtver- 
trages sein, der also ohne irgend welchen Zwang mit 
den Vorschriften über „Viersprechen der Leistung an 
Dritte" voll in Einklang steht. Die Nebenbestimmungen, 
die hier zur Ergänzung dem Wortlaute des Gesetzes bei- 
gefügt sind, berühren das Wesen des Vertrages zu Gun- 
sten eines Dritten nicht, da der Inhalt eines solchen Ver- 
trages heute ebenso frei bestimmt werden kann, wie 
derjenige der obligatorischen Verträge zu eigenen 
Gunsten. 88 ) 

Trotz dieser einfachen und vollbefriedigenden Lös- 
ung, lehnen einige Schriftsteller diese Konstruktion ab 
und zwar aus verschiedenen Gründen. 

Die Einwände, die man unter der Herrschaft des 
alten Rechtes erhob, können hier unerörtert bleiben. 

84) Vergl. B. Q. B. § 332. 

85) Vergl. B. ö. B. § 333. 

86) Vergl. B. G. B. § 335. 

87) Vergl. B. G. B. § 334. 

88) Vergl. B. G. B. § 328, Abs. 2. 

3* 
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Es sind besonders zwei Argumente, die neuere 
Schriftsteller gegen die Theorie besonders wie sie von 
Hellwig in seinem bedeutsamen Werke über : „Die Ver- 
träge auf Leistung an Dritte" vertreten wird, vorbringen. 

Der stärkste Einwand, den man gegen unsere Kon- 
struktion erhebt, stützt sich darauf, daß aus einem Ver- 
trage zu Gunsten einee Dritten diesem letzteren „ans 
dem ihm fremden Rechtsakt" mir Rechte, aber keine 
Verpflichtungen erwachsen könnten. Man meint damit 
nicht die Verpflichtungen, die den Empfänger aus § 435 
treffen, denn diese stehen wie auch Ubach 90 ) zugibt, „der 
Subsumierung unter die in Frage stehende Vertragskate- 
gorie nicht entgegen." Zum Beweise führt er die An- 
sicht Endemanns 91 ) an: Ein Vertrag zu Gunsten Dritter 
müsse so beschaffen sein, daß daraus nach der Absicht 
der Vertragsschließenden für den Dritten nur Berech- 
tigung entstehen solle. Die Absicht und Möglichkeit 
der Bevorteilung des Dritten sei nicht ausgeschlossen, 
falls der Dritte eine Verpflichtung übernehme oder ein 
Recht aufgebe. Ein bedingter Rechtserwerb könne ein 
reiner Rechtserwerb sein, auch wenn die Erfüllung der 
Bedingung dem Dritten ein Opfer koste. 

Die Verpflichtung aus § 435 findet auch ihre 
Rechtfertigung in den Vorschriften des B. G. B. wo der 
§ 334 lautet: „Einwendungen aus dem Vertrage stehen 
dem Versprechenden auch gegenüber dem Dritten zu." 
Dementsprechend können Einwendungen aus dem Fracht- 
verträge auch dem Empfänger vom Frachtführer ent- 
gegengehalten werden; das Recht des Frachtführers 
auf Erfüllung der Verpflichtungen ist nach § 435 nur 

90) übach. S. 25. 

91) Endemann, B. G. B. II. S. 476. 
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eine ihm zustehende Retentionseinrede gegen den Em- 
pfänger. 

Nur die Vorschrift des § 436 wird von den Gegnern 
der Theorie ins Feld geführt: Dort würde durch die 
Annahme des Gutes oder Frachtbriefes eine direkte per- 
sönliche Verpflichtung des Empfängers zur Zahlung be- 
gründet. Diese Vorschrift genüge schon, schreibt 
Leutke 02 ), lun bei Frachtverträgen die Konstruktion als 
Verträge auf Leistung an Dritte abzulehnen. 

Es ist dem entgegen zu halten, daß diese Verpflich- 
tung aus § 436 nicht auf dem vom Absender abgeschlos- 
senen Fracht -vertrage zu Gunsten des Empfängers 
beruht, sondern auf gesetzlicher Vorschrift. Wie seine 
Zahlungspflicht zu erklären ist, werden wir weiter unten 
bei der Erörterung der Pflichten des Empfängers sehen. 
Aus dem Frachtvertrage bleibt in jedem Falle nur der 
Absender als Contrahent verpflichtet, auch nachdem das 
Recht des Empfängers unwiderruflich geworden ist, 
wenn dieser nicht zahlt. 

Gegen die von Hellwig und auch in dieser Arbeit 
vertretene Auffassung von der Gesamtgläubigerschaf t des 
Absenders und Empfängers glaubt femer Leutke gewiße 
Bedenken nicht unterdrücken zu können, ohne sie uns 
jedoch mitzuteilen. Er stellt nur die eine Frage: „Soll 
beim Frachtvertrag der Frachtführer gemäß § 428 B. 
G. B. berechtigt sein, nach seinem Belieben an den 
Empfänger oder auch den Absender zu leisten?" Eine 
solche Konsequenz darf wohl mit Rücksicht auf den 
§ 428 B. G. B. im Hinblick auf das Wesen und den 
Zweck des Frachtvertrages, nicht gezogen werden, denn 



92) Leutke. S. 82. 
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die Bestimmungen der §§ 428 ff. dürfen nicht als ins 
cogens betrachtet werden, sondern kommen mir insoweit 
in Geltung, als sich nicht im Einzelfalle Besonderheiten 
ergeben. 

Es sei zum Schlüsse noch die Charakterisierung er- 
wähnt, die Cosack 94 ) dem Frachtverträge angedeihen 
läßt, wenn er meint, er unterscheide sich von vielen 
anderen Verträgen zu Gunsten Dritter dadurch, daß der 
Empfänger nicht sofort, sondern erst nach Eintritt 
gewisser Umstände ein unwiderruflich eigenes Recht 
erwirbt und bis zu dieser Zeit der Absender Erfüllung 
des Vertrages auch zu seinen Gunsten verlangen kann. 

Was hier Cosack als Besonderheit der in Frage 
stehenden Verträge ansieht, ist, wie bereits oben ge- 
zeigt, nur eine Anwendung der Bestimmung des § 328 
Abs. 1, wonach aus den Umständen, insbesondere aus 
dem Zwecke des Vertrages zu entnehmen ist, ... ob das 
Recht des Dritten sofort oder unter gewissen Voraus- 
setzungen entstehen soll." 

Ich glaube also, daß alle die angeführten Gründe 
hiermit genügend widerlegt sind, und daß man uneinge- 
schränkt den Grundsatz aufstellen kann, daß die 
Quelle des eigenen Rechts des Empfängers 
in dem „V ertrage auf Leistung an einen 
Dritten" zu finden ist. 

c) Der Zeitpunkt der Entstehung des 
Rechts. 

Das alte H. G. B. bestimmte, wie bereits oben be- 
merkt, als Zeitpunkt des Eintritts des Empfängers in 
seine Eechte die Ankunft des Frachtführers an 



94) Cosack B. R. S. 345 t 
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dem Orte der Ablieferung. Man wählte damals diesen 
Wortlaut, weil man keine passendere Fassung fand; 95 ) 
man befürchtete, daß der „Empfänger ohne Rechte sein 
würde, wenn das Gut zur Lieferungszeit fehlt, ja selbst 
wenn es nach Ablauf der Frist fehlt, nach welcher es 
vertragsmäßig als verloren behandelt werden dürfte." 96 ) 

Es sollte also damit der Zeitpunkt bezeichnet wer- 
den, an dem das Gut am Ablieferungsorte rechtzeitig 
oder nach Ablauf der Lieferungsfrist angekommen ist, 
oder hat ankommen sollen. 97 ) Im neuen H. G. B. ist 
nunmehr die im alten Entwurf vorgesehene Fassung 
„nach Ankunft des Gutes" wieder aufgenommen wor- 
den. Durch diese Aenderung hat der Gesetzgeber jeden 
Zweifel beseitigt, was auch die Denkschrift ausspricht. 98 ) 

Dennoch hält Ubach 99 ) auch die neue Formulie- 
rung für ungenau, es solle auch damit „nur temporär 
der Zeitpunkt des Rechtserwerb bezeichnet werden und 
zwar sei maßgebend derjenige des vertragsmäßig beende- 
ten Transportes," und ähnlich meint Leutke, 99 ) „es han- 
dele sich dabei weniger um eine materielle als um eine 
formelle Aenderung, deren Wert hauptsächlich darin be- 
steht, daß nimmehr Uebereinstimmung mit dem I. 
Ü. 100 ) und der E. V. O. 101 ) hergestellt ist." 



95) Puchelt. S. 1227. 

96) Prot. S. 5099 f. 

97) v. Hahn. S. 653, Puchelt. S. 1228, Thöl S. 65 f. 
Goldschmidt I. S. 747 f. 

98) D. S. 279. 

99) Leutke, S. 87, Ubach, S. 39. 

100) Internationales Uebereinkommen über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr (Berner Vertrag) Art. 16, Abs. 2. 

101) E. V. O. Art. 66, Abs. 2. 



Digiti 



zedby G00gk 



— 40 - 

Diese Auslegung ist m. E. unzutreffend und wider- 
spricht dem klaren Wortlaute des Gesetzes. Das Gut 
muß wirklich angekommen sein, vorher hat der 
Empfänger kein Verfügungsrecht über das Gut. 10 *) 
Er kann weder dessen Auslieferung verlangen, noch 
irgend welchen Schadenersatz geltend machen. Vor der 
Ankunft hat nur der Absender Ansprüche wegen 
Vernichtung oder Abhandenkommen des Gutes. 

Dieses juristische Tatbestandsmoment der Ankunft 
des Gutes für den Eintritt des Empfängers in sein Recht 
kann heute also nicht mehr durch ein anderes, insbeson- 
dere auch nicht durch den Eintritt der Ablieferungszeit 
oder durch die Feststellung des Fehlens des Gutes zur 
Ablieferungszeit ersetzt werden. Die Folge hiervon ist, 
daß, wenn das Gut vollständig untergeht, der Empfänger 
niemals ein Recht erlangt. Geht das Gut nur zum Teil 
unter, während ein anderer Teil ankommt, so müßte 
konsequenter Weise dem Empfänger die Befugnis einer 
Geltendmachung eines Rechtes an dem ausgebliebenen 
Teile abgesprochen werden. Es dürfte aber dem Willen 
des Gesetzgebers entsprechen, ihn auch in einem solchen 
Falle für befugt zu erachten, die Rechte auch hinsicht- 
lich des verlorenen oder etwa verspäteten schon mit der 
Ankunft des Teiles geltend zu machen. Man müsste 
sonst den Fall gewärtigen, auf den Ubach 103 ) hinweist, 
daß u. IT. der Absender wegen Verlust des einen Teils, 
der Empfänger wegen Beschädigung dee anderen Teils 
getrennt gegen den Frachtführer vorgehen müßten, wo- 



102) a. A. Leutke. S. 
103) Ubach. S. 40. 
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durch zwei Prozesse auf Grund desselben Vertrages ent- 
stehen würden. 104 ) 

Andererseits hindert aber die Ankunft des Gutes 
vor der etwa verabredeten oder gewöhnten Ankunft 
oder Ablieferungszeit den Empfänger nicht, seine Rechte 
schon in diesem Zeitpunkte geltend zu machen. Sie er- 
löschen auch nicht wieder, wenn der Frachtführer in- 
folge Versehens nach der Ankunft das Gut weiter ver- 
sendet. 105 ) 

Die Ankunft des Gutes muß tatsächlich er- 
folgt sein, eine irrtümliche Anzeige von seiner Ankunft 
ersetzt sie nicht, ebenso wenig die TTebermittelung des 
Frachtbriefes vor der Ankunft. 

d) Der Inhalt und Umfang des Rechts. 

Dem Empfänger ist durch den § 435 nach Eintritt 
des oben fixierten Zeitpunktes die Befugnis zugesprochen 
„die durch den Frachtvertrag begründeten Rechte gel- 
tend zu machen." 

I. Zur Ausübung des Rechtes ist heute nicht mehr 
allein „der im Frachtbrief bezeichnete Empfänger be- 
fugt," wie im Art. 405 des alten H. G. B. bestimmt war, 
sondern auch jede andere Person, die vom Absender 
kraft seines Dispositionsrechtes nachträglich unter Aen- 
derung der alten Adresse dem Frachtführer bezeich- 
net wird. 



104) Natürlich nur, wenn der Absender seine Rechte 
nicht dem Empfänger cedieren will. 

105) Düringer-Hachenburg. S. 594, Lehmann-Ring. S. 342, 
Staub. S. 1530, Hellwig. 8, 481. a. M. Makover. S. 1449 l 
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II. Empfangspersonal können aber auch sein ein 
Bevollmächtigter oder Cessionar des Empfängers, wenn 
sie ihre Ermächtigung in gehöriger Weise nachweisen, 
ebenso aber auch die Gläubiger des Empfängers, voraus- 
gesetzt, daß sie sich seine Rechte nach § 886 C. P. O. 
überweisen lassen. Dieser letztere Akt hat auch den 
Eintritt der im § 433 Abs. 2 ausgesprochenen Wirk- 
ungen zur Folge. 

III. Der Inhalt der Berechtigung des Empfängers 
besteht in den durch den Frachtvertrag begründeten 
Bechten, d. h. in den Befugnissen die bis jetzt dem Ab- 
sender zugestanden haben oder noch zustehen, wenn 
nach Ankunft des Gutes einer der in § 433 Abs. 2 fest- 
gesetzten Bedingungen noch nicht eingetreten ist. 

Es sind dies also nicht nur die Rechte, die im 
Frachtbriefe niedergelegt sind, sondern auch solche, die 
sich von selbst verstehen, oder auf mündlichen Abmach- 
ungen der Kontrahenten beruhen. „Die aktuelle Gestalt 
des Frachtvertrages" ist maßgebend, d. i. der Inhalt des 
Frachtvertrages, der bei Ausübung des Rechts durch den 
Empfänger in Kraft ist. Nachträgliche Vereinbarungen 
zwischen Absender und Frachtführer sind daher auch 
für den Empfänger bindend. 106 ) 

1. Das Gesetz erwähnt zwar nur das Recht auf 
Uebergabe des Frachtbriefes und Auslieferung des 
Gutes, weil mit der klageweisen Geltendmachung dieser 
Rechte die in § 433 Abs. 2 statuierte Folge eintritt. 
Damit schließt es aber keinesfalls die Geltendmachung 
anderer Ansprüche aus, so z. B. wegen Beschädigung, 
gänzlichen oder teilweisen Verlustes, Veruntreuung oder 



106) R. G. XIII. S. 75. 
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verspäteter Lieferung. Bei Schadenersatzforderungen 
kann der Empfänger nur den ihm selbst — u. U, auch 
den meinem Kommittenten — entstandenen Schaden 
geltend machen. Dagegen fehlt ihm gewöhnlich die 
Aktiv-Legitimation zur Geltendmachung des Interesses 
des Absenders. 107 ) Hellwig 108 ) will ihm zwar auch dieses 
Recht zusprechen, mit der Begründung, daß es zweck- 
mäßig ist, die Geltendmachung aller Ansprüche auf Er- 
satz in einer Hand zu vereinigen. Das dürfte jedoch 
m. E., wenn sich nicht aus einem speziellen Rechtsver- 
hältnis ein anderes ergibt, zu weit gegangen sein. 

2. Von den Rechten aus dem Frachtverträge sind 
jedoch streng zu scheiden solche, die sich auf besondere 
Nebenverträge des Empfängers mit dem Frachtführer 
gründen, wie z. B. auf einen Verwahrungs vertrag. 

3. Ausdrücklich sind dem Empfänger durch das 
Gesetz die Ansprüche auf Aushändigung des Fracht- 
briefes und Auslieferung des Gutes zugesprochen. Er 
kann beides zugleich verlangen oder auch nur eines von 
beiden. Die Aushändigimg des Frachtbriefes, ohne daß 
er das Gut anzunehmen bereit ist, kann der Frachtführer 
ihm jedoch verweigern, wenn er nicht ein rechtliches 
Interesse an der Einsicht nachweist. (Vgl. B. G. B. 
§§ 809 und 810.) 

4. Unter „Auslieferung" ist hier „das Aufgeben 
des durch den Transport übernommenen Gewahrsams 
mit ausdrücklicher oder stillschweigender Einwilligung 
des Adressaten" 109 ) zu verstehen. 

107) R. O. H. G. IV. S. 359, Lehmann-Ring. S. 343, 
Cuthmann. S. 22. 

108) Hellwig. S. 482. 
100) Staub. S. 1530. 
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a.) Es ist also dann faktische Aushändig- 
ung n i c h t n ö t i g. Es genügt, wenn der Fracht- 
führer im Einverständnis mit dem Empfänger den un- 
mittelbaren Besitz des Frachtgutes aufgibt. Deshalb ist 
auch die Ueberg^be des Gutes an einen Dritten, z. B. 
die Zollbehörde, nach Ankunft am Bestimmungsorte und 
mit stillschweigender Einwilligung des Empfängers 
unter Aushändigung der Begleitpapiere der Auslieferung 
gleich zu achten. 110 ) 

„Auslieferung" bedeutet es natürlich auch, wenn 
der Empfänger nach Ankunft des Gutes mit dem Fracht- 
führer vereinbart, daß dieser das Gut nicht mehr als 
Frachtführer, sondern in einer anderen Eigenschaft, z. 
B. als Lagerhalter behalten solle. 

b.) Von solchen Fällen al^gesehen ist unter Aus- 
lieferung stets die wirkliche IJ e b e r g a b e zu ver- 
stehen. Der Empfänger kann verlangen, daß ihm der 
Frachtführer das Gut überbringe. Es ist nicht Holgut, 
wie Thöl annimmt, 111 ) sondern Bringgut. Der Fracht- 
führer muß das Gut dem Empfänger ins Haus bringen. 
Er genügt seiner Pflicht jedoch schon, wenn er das Gut 
an dem Wohnhause oder Geschäftslokale abgeladen hat ; 
er braucht es nicht auch noch nach dem Hofe, Schuppen, 
Keller oder einem sonstigen Lagerplatze zu bringen. 

Das Gut muß ferner nach allgemeinen Grundsätzen 
so angeboten werden, wie in der Tat die Leistung zu be- 
wirken ist. 112 ) Ein wörtliches Angebot genügt jedoch, 
wenn der Empfänger schon vorher erklärt hat, er werde 



HO) R. O. H. G. IL S. 252. 

111) Thöl, III. S. 16. 

112) Vergl. B. G. B. § 294. 
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das Gut nicht annehmen oder die Fracht nicht be- 
zahlen. 113 ) Er kann aber nachträglich noch Auslieferung 
verlangen, wenn er sich zur Zahlung der Unkosten für 
die Verzögerung der Abhilfe erbietet. 

c.) Besteht keine Ueberlieferungspf licht, so ist der 
Empfänger von der Ankunft des Gutes zu benachrich- 
tigen. Er kann dann Auslieferung nur an der bezeich- 
neten oder gewöhnlichen Ablief erungsstelle verlangen. 
Der Frachtführer muß alsdann eine den Umständen ent- 
sprechende Zeit abwarten, worauf er im Falle der Nicht- 
abholung nach § 437 handeln kann. Das Gleiche gilt, 
wenn die Wohnung und das Geachäftslokal des Empfän- 
gers unbekannt sind. 

IV. Der Empfänger ist nach § 435 berechtigt, 
die frachtvertragsmäßigen Rechte geltend zu machen. 
Eine Verpflichtung zur Ausübung der Rechte 
ist ihm nicht auferlegt Macht er daher von seinen 
Rechten keinen Gebranch, so gilt es als nicht erwor- 
ben, 114 ) und der Absender wird Alleinberechtigter. In- 
wiefern eine Pflicht dem Absender gegenüber besteht, 
entscheidet das zwischen beiden bestehende Rechtsver- 
hältnis, das mit dem Frachtvertrage nichts zu tun hat. 

V. Nach dem Gesetze ist es ferner ohne Belang, 
ob der Empfänger in eigenem oder fremdem 
Interesse handelt. Es folgt daraus, daß der Fracht- 
führer sich nicht darum zu kümmern braucht, ob das 
Gut für die Empfangsperson selbst ist, oder für irgend 
einen Hintermann, wenn ihm nur gehörige Legitimation 
nachgewiesen ist. 

113) Vergl. B. G. B. § 295. 

114) Vergl. oben S. 69 und B. 0. B. § 333. 
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VI. Wie aus § 432 hervorgeht, kann schließlich der 
Empfänger seine Ansprüche nicht allein gegen den an- 
kommenden Frachtführer, sondern gegen alle am Trans- 
port beteiligten Frachtführer geltend machen. 

e) Die Verpflichtung: des Empfängers. 

Die im vorstehenden behandelten Eechte kann der 
Empfänger jedoch nur geltend machen, wenn er gleich- 
zeitig die Verpflichtungen erfüllt, die durch den Fracht- 
vertrag begründet sind. 

I. Damit ist die Bestimmung des alten H. G. B. 
erweitert, wo der Empfänger nur Verpflichtungen hatte, 
wie sie der Fracht b r i e f ergibt, und auch die früher 
bestehende Anomalie beseitigt. Der Empfänger hatte 
nämlich gegenüber seinen auf dem Frachtvertrage be- 
ruhenden Rechten nur die Pflichten zu erfüllen, die sich 
aus dem Frachtbriefe ergaben. Ee war jedoch diese 
Vorschrift nicht damit zu vereinen, daß der Frachtführer 
wegen aller durch den Fracht vertrag begründeten 
Forderungen ein Pfandrecht an dem Gute hatte 
(vgl. Art. 409 mit Art. 405 H. G. B. I.) Der Fracht- 
führer konnte derartige Forderungen auf diese Weise 
dem Empfänger gegenüber geltend machen, auch wenn 
sie nicht aus dem Frachtbriefe hervorgingen, während 
der Empfänger nur frachtbrief mäßig verpflichtet war. 115 ) 

Auch heute noch steht dieses Pfandrecht dem 
Frachtführer zu bis zur Erfüllung der frachtvertrags- 
mäfiigen Verpflichtungen durch den Empfänger, trotz 
der Berechtigung desselben nach § 435 die Uebergabe 
des Frachtbriefes und die Auslieferung des Gutes ver- 

115) D. S. 279. 
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langen zu können. Dadurch wird die Stellung des Em- 
pfängers gegenüber dem Frachtführer wieder günstiger, 
weil jenem dadurch ein Recht gegeben wird, ohne daß 
ihm eine Pflicht auferlegt wird. 

II. Es sind also nach heutigem Hecht alle fracht- 
vertragsmäßigen Verpflichtungen zu erfüllen, nicht 
mehr allein die scripturmäßigen. Infolge dieser Aende- 
rung kann nunmehr leicht der Fall eintreten, daß es 
für den Empfänger zweifelhaft wird, ob eine vom Fracht- 
früher erhobene Forderung vertragsmäßig ist oder nicht, 
da ersterer in der Regel ja nur den Inhalt des Fracht- 
briefes, nicht des Frachtvertrages kennt. Es wird also 
hier blos der Weg übrig bleiben, beim Absender über den 
strittigen Punkt Auskunft einzuholen. 

III. Der Empfänger kann, wie bei allen zweiseitigen 
Verträgen, vom Frachtführer die Auslieferung des 
Gutes nur Zugum Zug verlangen ; keiner von beiden 
ist zur Vorleistung verpflichtet. Es braucht danach der 
Frachtführer die Leistung nur bewirken, wenn der Em- 
pfänger sich zur Erfüllung der Verpflichtung erbietet. 
Andererseits kann dieser jenen in Leistungsverzug setzen 
und damit schadenersatzpflichtig machen, wenn ihm trotz 
Angebots der Gegenleistung, nicht ausgeliefert wird. 

1. Es kann nun auch der Fall eintreten, daß der 
Empfänger sich zwar nicht weigert die Verpflich- 
tung zu erfüllen, daß aber eine Einigung über das einzu- 
schlagende Verfahren der Erfüllung nicht zu Stande 
kommt. Hier muß sowohl dem Empfänger als auch 
dem Frachtführer das Recht zugesprochen werden, durch 
Hinterlegung zu erfüllen, obwohl, wie die Protokolle 1 * 6 ) 

116) Prot. S. 4764. 
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hervorheben, der Frachtführer durch die Gewahrung 
eines über die Ablieferung hinausdauernden Pfandrech- 
tes bestimmt (H. Gr. B., § 440 Abs. 3.) werden sollte, 
in der Regel tatsächlich vorzuleisten, trotz hierzu 
nicht bestehender Verpflichtung. 

2. Kommt der Empfänger seinen Verpflichtungen 
nur teilweise nach, so darf der Frachtführer die 
ganze Ladung zurückbehalten und braucht sich nicht auf 
Einbehaltung eines seine Gegenforderungen deckenden 
Teiles zu beschränken. 117 ) Er darf jedoch die Gegen- 
leistung nach der allgemeinen Bestimmung des § 320 
B. G. B. m soweit nicht verweigern, als die Verweige- 
rung nach den Umständen, insbesondere wegen verhält- 
nismäßiger Geringfügigkeit des rückständigen Teiles 
gegen Treu und Glauben verstoßen würde. 

3. Aus dem gleichen Gesichtspunkte darf auch der 
Empfänger wegen eines nur geringfügigen Fehlers, mit 
dem das Gut behaftet ist, die Erfüllung seiner Verpflich- 
tungen nicht ablehnen. 

IV. Fraglich ist, ob zu den Verpflichtungen des 
Empfängers auch die Aushändigung eines Empfang- 
scheines gehört. Das H. G. B. enthält darüber keine 
Bestimmungen. Es muß jedoch m. E. für den Empfän- 
ger eine Pflicht zur Aushändigung eines Empfangschei- 
nes festgesetzt werden, gestützt auf § 368 B. G. B., 
der dem Gläubiger die Verpflichtung auferlegt, gegen 
Empfang der Leistung dem Schuldner eine Quittung zu 
übergeben. Es ist dies auch Verkehrssitte und erforder- 
lich, damit der Frachtführer dem Absender gegenüber 
beweisen kann, daß er überhaupt und wieviel er abge- 

117) R. O. H. G. S. 272. 
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liefert hat. Eine gleiche Pflicht legt ja aueh die E. V. O. 
im § 68 Abs. 7, dem Empfänger auf. 118 ) 

V. Ans all dem Gesagten geht zum Schlüsse hervor, 
daß der Frachtführer gegen den Empfänger auf Grund 
von § 435 wegen Befriedigung seiner Forderung kein 
Klagerecht haben kann, denn die Erfüllung der fracht- 
mäßigen Verpflichtung ist hier nur Vorbedingung der 
Ausübung der Rechte de» Empfängers. 119 ) Verweigert 
er die Annahme, so entfallen auch die Verpflichtungen, 
sie sind daher weder selbstständig noch persönlich, son- 
dern nur „eine Belastung seines Rechts, die abgelöst 
werden muß." 120 ) Die Verpflichtungen des Empfänger: 
können also in diesem Abschnitt vom Frachtführer nur 
durch Retentionseinrede im Prozesse und durch Aus- 
übung eines ihm durch den § 440 zustehenden Pfand- 
rechts geltend gemacht werden. 

Erst im folgenden Abschnitte des Transportes reifen 
die Verpflichtungen zur Obligation. 

Bevor wir uns jedoch im einzelnen hiermit be- 
fassen, möge noch im folgenden die Stellung des Empfän- 
gers nach Ankunft des Gutes betrachtet werden, wenn 
er in Verzug der Annahme ist oder Ablieferungshin- 
dernisse im Wege stehen. 

f) Annahmeverzug und Ablief erungs- 
hindernisse. 

Der Verpflichtung des Frachtführer, die Fracht- 
obligation in der Person des Empfangers zu erfüllen, 
entspricht sein Recht, sich durch die Anerbietung der 

118) Staub. § 435, Anm. 8. 

119) R. 0. H. G. XX. S. 377. 

120) Schott. S. 406. 
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Erfüllung diesem gegenüber von seiner Verbindlichkeit 
befreien zu können. i 

Nimmt der Empfänger das ihm ordnungsgemäß 
angebotene Gut nicht an oder verzögert er die Annahme, 
so gerät er in Annahmeverzug. Dieser Grundsatz ist un- 
bedingt anzuerkennen und Thöl 121 ) ist im Unrecht, wenn 
er annimmt, der Empfänger könne überhaupt nicht in 
Verzug geraten, „da die Annahme überhaupt in des 
Destinatars Belieben stehe dem Frachtführer gegenüber." 
Mit der Ankunft des Gutes am Ablieferungsorte hat der 
Empfänger ein selbstständiges Recht gegen den Fracht- 
führer erworben, ist also dessen Gläubiger geworden. 
Zum „in Verzug setzen" des Gläubigers ist aber durch- 
aus keine Annahmepflicht nötig. 

I. Vo raussetzungen für den Annahmever- 
zug, sind also, wie oben bemerkt, ordnungsmäßiges An- 
gebot und Verweigerung oder Verzögerung der Annahme. 

1. Wie das Gut anzubieten ist, wurde z, T. bereits 
oben bei der Auslieferungspflicht des Frachtführers be- 
handelt. Sind die dort aufgestellten Erfordernisse er- 
füllt, so kann eine Voraussetzung für den Annahmever- 
zug als vorliegend erachtet werden. 

Im einzelnen sei noch bemerkt, daß eine bloße Be- 
nachrichtigung an den Empfänger, daß das Gut zur Ab- 
holung bereit stehe, keinen Annahmeverzug erzeugt, 
wenn nicht darin, — z. B. wenn der Frachtführer zu 
nichts mehr verpflichtet ist, — ein ordnungsmäßiges An- 
gebot zu sehen ist* 

2. Zur Herbeiführung des Annahme Verzuges ist es 
ferner einerlei, ob der Empfänger das Gut überhaupt 

121) Thöl. S. 63. 
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nicht annimmt, oder die Annahme verzögert, ob er sie 
mm an Bedingungen knüpft, auf die der Frachtführer 
nicht einzugehen braucht, oder die Erfüllung seiner Ver- 
pflichtungen rundweg ablehnt. 122 ) 

Ein Annahmeverzug kann jedoch durch eine vor 
Ankunft des Gutes ausgesprochene oder durch Zurück- 
sendung des vorausgeschichten Frachtbriefes erklärte An- 
nahmeverweigerung nicht herbeigeführt werden. 

II. Die Wirkungen, die der Annahmeverzug 
für den Empfänger im Gefolge hat, sind verschiedener 
Art, sie gehen z. T. aus dem H. G. B. selbst hervor, teils 
stützen sie sich auf die Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts. 

1. Die Folgen des Annahme Verzuges für den Fracht- 
lührer sind in allgemeiner Hinsicht zu beurteilen 
nach den Grundsätzen des B. G. B, über „den Verzug 
des Gläubiger s," wenn die Leistung noch nicht an- 
genommen ist, nicht nach derjenigen des Schuldners, wie 
Buchmann 123 ) annimmt. Die Wirkung des Schuldner- 
\erzuges tritt für den Empfänger erst nach Annahme 
des Gutes ein, wodurch ihm eine wirkliche Pflicht zur 
Bezahlung der Fracht u. s. w. auferlegt worden ist. In 
einem solchen Falle muß er dann auch Verzugszinsen 
vom Tage der ordnungsmäßigen Ablieferung an zah- 
len. 124 ) 

Vor diesem Zeitpunkt kommen aber nur die 
§§ 293 ff. des B. G. B. in Betracht, die z. T. bereits 
oben behandelt sind. 



. 122) R. O. H. G. IL S. 416. 

123) Buchmann. S. 44. 

124) B. G. B. § 288, vergL Buchmann. S. 45. 

4* 
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Für die Wirkung dos Annahmeverzuges für den 
J^^änger ist nur noch zu . erwähnen, daß der Fracht- 
führer dem Empfänge* bloa für dolus und culpa lata 
einzustehen hat, 125 ) und daß er ihm das Frachtgut nur 
gegen Ersatz seiner Mehraufwendungen herausgeben 
braucht, die er für das erfolglose Angebot sowie für die 
Aufbewahrung und Erhaltung des Gutes machen 
mußte. 126 ) 

Bemerkt sei noch, daß das Gut auch bei Annahme- 
, verfug $ ringgut bleibt und nicht Holgut wird, was 
ftuchjnann 127 ) auch für das heutige Recht annimmt, 

2 : . Pie besonderen Bestimmungen über den 
Annahmeverzug des Empfängers im Frachtgeschäft 
gehen am* § 437 des H. G. B. hervor, wo die Abliefe- 
rnugahindemiase behandelt werden. 

. Beim Vorliegen eines solchen Ablieferungshinder- 
nisses, worunter das Gesetz besonders neben der An- 
nahmeverweigerung noch den Fall erwähnt, daß der 
ftDftjtfwger überhaupt nich.t zu ermitteln ist, treffen den 
1* 'raahtf ühyej? die folgenden Verpflichtungen : Er hat den 
Absender unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen um 
dessen Anweisung einzuholen, sonst muß er,den.ent- 
stettöaden Schaden ersetzen. 

Es lebt hier das alte Verfügungsrecht des Absen- 
ders wieder auf. 

lat jedoch die Einholung einer solchen Anweisung 
untunlich oder der Absender mit der Erteüung derselben 
säumig oder ist sie undurchführbar, so. ist der I^achtfüh- 

125) Vergl. B. G. B. § 360. 

126) Vergl. B. G. B. § 304. 
127). Buchnw*n. & 44. 
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rer bfcfugt, das Gut in einem öffentlichen Lagerhause 
oder in sonst sichere* Weise txx hinterlegen. Er kann 
es auch, falls es dem Verderben ausgesetzt ist, gemäß 
§ 373 Abs. 2 und 3 versteigern lassen. Von der Hin- 
terlegung und dem Verkaufe des Gutes hat der Fracht- 
führer den Empfänger unverzüglich zu benach 
richtigen, wenn dies nicht untunlich ist. Im Falle der 
Unterlassung ist er auch hier zum Schadenersatz ver- 
pflichtet. (§ 437.) 

Im Geaetae ist «war für alle Ablieferungfchinder- 
nisse eine Informations- und Anzeigepflicht für den 
Frachtführer beim Absender festgesetzt. Es muß diese 
Bestimmung für die Fälle nach Ankunft des Gutes 
iestrjktiv ausgelegt werden. Sie würde sonst im Gegen- 
satz stehen zu § 433 Abs. 2. In diesem Stadium kann 
nach Erlöschen der Rechte des Absenders m* E; dem 
Frachtführer nur in zwei Fällen eine Informationspflicht 
beim Absender auferlegt werden : wenn der Empfän- 
ger nicht zu ermitteln ist, oder sich in Annahmeverzug 
befindet. 

Bei allen anderen Ablieferungshindernissen muß er 
den Empfänger benachrichtigen, u. U. seine Weisung ab- 
warten. So hat er, wenn beispielsweise ein Dritter nach 
Ankunft des Gutes und Uebergabe des Frachtbriefes an 
den Empfänger das Gut mit Arrest belegt hat oder wenn 
dasselbe im Kriegsfalle gefährdet ist, nur dem Empfänger 
Nachricht zu geben. 128 ) 

III. Wie sich der Annahmeverzug des Empfängers 
dem Absender gegenüber äußert, ist hier nicht zu be- 

128) Lehmann-Ring. S. 348, a. M. Makover, S. 1454, 
Püringer-Hacheuburg. S. 602. 
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handeln, sondern ergibt sich aus dem zwischen diesen 
beiden bestehenden Rechtsverhältnisse. 



§ 6. 
3. Nach Annahme von Gut und Frachtbriefe. 

a) Die Annahme von Gut und Frachtbrief. 

Während mit der Ankunft des Gutes dem Empfän- 
ger weder duröh die TJebergabe des Gutes oder Fracht- 
briefes noch durch Anstellung der Klage irgend welche 
obligatorische Verpflichtungen gegenüber dem Frachtfüh- 
rer nicht auferlegt waren, und der Frachtführer die ihm 
zugestandenen Rechte nur durch Retention geltend 
mächen konnte, ändert sich dieses Rechtsverhältnis in 
dem Augenblicke, wo der Empfänger definitiv dominus 
negotii wird durch Annahme des Gutes und Frachtbrie- 
fes. Mit diesem Zeitpunkte wird er gesetzlich verpflich- 
tet, dem Frachtführer nach Maßgabe des Frachtbriefes 
Zahlung zu leisten. 

Die Zahlungspflicht des Empfängers ist also an die 
Annahme von Gut und Frachtbrief geknüpft. 

I. „Annahme" im Sinne des § 436 ist die bewußte 
Mitwirkung des Empfängers bei der Erfüllung des 
Frachtvertrages seitens des Frachtführers durch Ueber- 
nahme des ausgelieferten Gutes samt dem Fracht- 
briefe." 129 ) 

Es ist dies also der der oben behandelten „Ausliefe- 



129) Düringer-Hachenbuig. S. 436. 
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rung" seitens des Frachtführers entprechende Willens- 
akt auf Seiten des Empfängers. 

1. Es kann demnach nur der Annahmewille des 
Empfängers die genannten Rechtsfolgen nach sich ziehen. 
Deshalb ist auch ein Ueberbringen des Frachtbriefes und 
ein Abladen des Gutes im Hause des Empfängers in 
seiner Abwesenheit oder ohne sein Wissen wirkungslos. 
Erst das ausdrücklich oder stillschweigend erklärte Ein- 
verständnis, annehmen zu wollen, verpflichtet den Em- 
pfänger. Die Weigerung Frachtbrief und Gut zurückau r 
geben, steht einer solchen Erklärung gleich. 130 ) 

Eine irrtümliche Annahme kann der Empfän- 
ger anfechten, wenn er, bei der Abgabe der Annahmeer- 
klärung über ihren Inhalt im Irrtum war oder eine Er- 
klärung dieses Inhaltes überhaupt nicht abgeben wollte 
und wenn anzunehmen ist, daß er sie bei Kenntnis der 
Sachlage und verständiger Würdigung des Falls nicht 
abgegeben haben würde. 131 ) • 

Ist das Gut nur zur Besichtigung oder Sicherstel- 
lung, der Frachtbrief zur Einsichtnahme entgegengenom- 
men worden, so ist darin, da auch hier der entsprechende 
Wille fehlt, noch keine Annahme zu erblicken. 

, 2. Eine körperliche Uebergabe ist ferner, dem 
oben bei der „Auslieferung" gesagten entsprechend, nicht 
notwendig. Zur Annahme genügt also schon, wenn 
Frachtbrief mit Willen und Wissen des Empfängers bei 
einem Dritten niedergelegt oder dem Frachtführer selbst 

130) R. O. H. G, S. 410. 

131) Vergl. B. G. B. § 119, a. M. Dürmger-Haohenburg. 
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zur Verwahrung überlassen werden. Dagegen liegt, in 
einer Vereinbarung, daß das Gut an einen anderen 
Ort weiter zu transportieren sei, noch keine Annahme. 

III. Der Empfänger muß ferner vorbehaltlos 
annehmen. Der Frachtführer braucht sich auf eine mit 
Vorbehalt oder Protest erklärte Annahme nicht einzu- 
lassen, sondern kann verfahren, wie wenn ein Abliefe- 
rungshindernis vorliegt (§ 437). Erklärt er sein Einver- 
ständnis mit dem Vorbehalt, so wird der Empfänger noch 
nicht verpflichtet. Liefert er ab ohne Erklärung, so kann 
darin ebenfalls ein Einverständnis gesehen werden, wenn 
er nicht gleichzeitig gegen den Vorbehalt protestiert ; in 
diesem Falle wird der Empfänger bei Annahme trotz Vor- 
behalts verpflichtet. 

4. Es ist schließlich für die Verpflichtung des Em- 
pfängers ohne Bedeutung, wo die Annahme des Gutes er- 
folgt, am Destinations- oder an einem anderen Orte, und 
ob die Ablieferung im Gegensatze steht zu den An- 
weisungen des Empfängers. 

II. Gut und Frachtbrief müssen vom Empfänger 
angenommen sein. 

1. Die Annahme des Gutes allein kann also 
die erforderliche Bedingung nicht erfüllen, ebensowenig 
wie die Annahme des Frachtbriefes vor Annahme des 
Gutes. 

2. Gleichgültig ist jedoch, ob die Annahme von Gut 
und Frachtbrief gleichzeitig oder succesive erfolgt. 

3. Das ganze Gut, muß angenommen werden, 
eine Teilnahme kann noch keine der fraglichen Verpflich- 
tungen begründen. 
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So kann von einer Annahme von zehn Tonnen 
Weizen erst die Rede sein, wenn das ganze Quantum- ab- 
geliefert ist. 

Beeteht umgekehrt eine Fracht aus Stückgütern, für 
die nur ein Frachtbrief ausgestellt ist> so kann die 
Annahme jedes Ghites für sich eine entsprechende Ver^ 
pflichtung des Empfängers nach sich ziehen. , 

b) Die Art der Verpflichtungen des 
Empfängers, 

Die Wirkung der Annahme von Gut und Fracht- 
brief besteht in der selbstständigen Verpflichtung des 
Empfängers „nach Maßgabe d-es Frachtbrie- 
fes Zahlung zu leisten." 

I. Während bei' der Uebergabe von Gut und Fracht- 
brief die Verpflichtung des Empfängers sich aus dem 
Frachtverträge ergab, wird nunmehr durch die Annahme 
der Inhalt des Frachtbriefes für die Art und Höhe der 
Leistung des Empfängers maßgebend. Zu Zahlungen 
also, die dem Frachtführer aus dem Frachtvertrage zu- 
stehen, aber aus dem Frachtbriefe nicht hervorgehen, 
wird der Empfänger nicht verpflichtet. 

1. Die Forderungen müssen im Frachtbriefe 
schriftlich niedergelegt sein, gleichgültig, ob sie 
von Anfang an in den Frachtbrief aufgenommen odet 
erst' nachher, selbst durch einseitigen Vermerk des Fracht- 
führers 132 ), hineingesetzt waren, wofern dies nur vor dein 

132) a. M. DüringerH. S. 599. Die Verpflichtung bezieht 
sich nicht nur auf den Vertrags massigen Inhalt des 
Frachtbriefes, sondern auf den aktuellen Inhalt, den ja 
der Empfänger vor Annahme eingesehen hat. 
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Zeitpunkte geschah, in dem der Empfänger verpflichtet 
wurde. 

2. Der Wortlaut des Frachtbriefes ißt jedoch 
nicht allein maßgebend, 

a) Es kann darin auch auf andere Schriftstücke, wie 
Rechnungen, Zollpapiere, verwiesen sein, es kann Be- 
sug genommen sein auf allgemein anerkannte Regle- 
ments, Tarife oder Lokalstatuten ohne zahlenmäßige An- 
gabe eines Betrages. 1 ® 8 ) 

Weicht in einem solchen Falle eine extra angegebene 
Summe von dem zu Grunde gelegten Tarif ab, so ent- 
scheidet der Tarif. 

b) Auch zur Zahlung von Vertragsstrafen und ähn- 
lichen JSebengebühren, die im Frachtbriefe oder in dem 
darin bezeichneten Reglement vorgemerkt sind, wird der 
Empfänger verpflichtet, jedoch nur dann, wenn er bei 
der Annahme von dem Vorliegen des Umstandes Kennt- 
nis hatte, der für die verwirkte Conventionalstrafe Vor- 
aussetzung war; so z. B. wenn er von der unrichtigen De- 
klaration eines Gutes wußte. 134 ) 

c) Der Frachtbrief darf ferner seinem Wörtlaute 
nach auf die vermutlichen Absichten der Kontrahenten 
interpretiert, jedoch nicht nach mündlichen Abmachun- 
gen derselben ergänzt werden. Vereinbarungen, die mit 
dem Frachtbriefe nicht in Zusammenhang stehen und 
lie vielleicht das verbriefte Maß der Leistung verringern 
oder erhöhen, haben auf die Verpflichtung des Empfän- 
gers keinen Einfluß. 



133) R. 0. H. XXI, 8. 182 

134) R. 0. H. G. XXI, S. 186. 
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d) Enthält der Frachtbrief Irrtümer, wie die An- 
gabe von falschem Gewicht oder eine falsche Berechnung 
der Fracht, so kann der Empfänger nachträglich das zu- 
viel bezahlte zurückfordern und muß umgekehrt dem 
Frachtführer den Mehrbetrag nachzahlen. 135 ) 

II. Der Empfänger wird zur Zahlung an den Fracht- 
führer verpflichtet. Er muß ihm nicht allein die ihm 
selbst, sondern auch seinen Vormännern erwachsenen 
Spesen und Auslagen ersetzen, sofern sie nur im Fracht- 
briefe verzeichnet sind. 

Erfüllung der Verpflichtung kann geschehen durch 
Baarzahlung, Aufrechnung oder in sonst irgend einer 
Weise. 

c) Die juristische Konstruktion der 
Verpflichtungen. 

Wir haben oben gesehen, daß das eigene Recht des 
Empfängers seinen Ursprung in dem Vertrage zwischen 
Absender und Frachtführer zu seinen Gunsten hat, dabei 
aber bereits bemerkt, daß auf Grund eines solchen Ver- 
trages dem Empfänger keine obligatorischen Verpflich- 
tungen erwachsen können, wie sie ihm durch den § 436 
auferlegt sind. Es fragt sich nun, wie sich diese Ver- 
pflichtungen juristisch konstruieren lassen. 

Ueber ihre rechtliche Natur herrscht Streit, und 
manigfache Theorien stehen einander gegenüber: 

1. Die Änweisungstheorie. 
1. Bereits in den Protokollen der Kommission zur 
Beratung dee alten H. G. B. findet sich die von einer 

135) R. O. H. G. IX. S. 71, XXI. S. 182, R. G. VI. 8. 101, 
vergl. § 812 B. G. B. 
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Seite vertretene Ansicht, daß die Verpflichtung de« Em- 
pfängers sieh auf eine Zahlungsanweisung des Absenders 
gründe. 136 ) Diese Theorie wurde dann von einigen 
Schriftstellern aufgenommen und zu begründen versucht. 
„Zur Vermittelungder Frachtzahlung, schreibt Kuhn, 1ST ) 
dient der Frachtbrief. In ihm liegt die Anweisung des 
Abisenders an den Destinatar, die Fracht ZU zahlen,- und 
in der Annahme desselben ist der Accept der Anweisung 
zubinden." 13 *) 

2.) Was gegen diese Ansicht spricht, ist vor allen 
Dingen der Umstand, daß der Frachtbrief keine Anwei- 
stflüg darstell t ; sondern nur ein Begleitschreiben ist. 
Wenn der Frachtbrief auch die Frachtzahlungskhiusel 
enthält, so kann darin noch nicht die rechtliche Absicht 
des Zahlungsmandats gesehen werden, sondern nur, was 
aus der Form des Frachtbriefes hervorgeht, eine Be- 
nachrichtigung von Seiten des Absenders über dfe Höhe 
der Fracht und die Tatsache der Nichtzahlung derselben 
durch den Absender. 139 ) Die Theorie läßt sich auch gar 
nicht mit dem Charakter des Frachtvertrages als eines 
Werkvertrages vereinbaren. 

2. Die Cessions-Theorie. 

1. Sie wird vor allen Dingen von Eger, 140 ) ent- 
sprechend seiner Ansicht über die Rechte des Empfän- 
gers, vertreten. Indem der Empfänger in den Fracht- 



136) Prot. S. 5101. 

137) Kuhn, S. 396. 

138) So auch Anschütz u. v. Völderndorff, S. 449, Saran 
Ccntralorgan f. d. deutschen Handelsstand. N. F. B. V, 554' ff. 

» 139) Schott, S. 409. 
140) Eger II, S. 354. 
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vertrag durch Annahme der Cessiona-Offerte eintrete, 
übernehme er die Vertragsreehte und Pflichten^ aber jtuoh 
<&e ZaMungspflioht des Absenders insoweit als dies der 
Frachtbrief angebe. Penn unter dieser Bedingung sei 
ihm der Eintritt in den Frachtvertrag offeriert worden. 
2. Die bereits oben angeführten Gründe gegen die 
Cessionstheörie kommen auch hier in Betracht, wjesbalb 
ich auch dieser Theorie nicht beistimmen kann. 

3. D i ; I n n p m i n a t k o n t r a k 1 1 h e o r i e. 

1. C. F. Koch 141 ) sieht die wahre causa obligandi, 
die causa officiens bei Eingehung der Verbindlichkeit 
des Empfängers in der vorzubewirkendeö J& e a 11 e i s - 
tung, die vom Frachtführer unter den durch Fracht- 
brief formulierten Ansprüchen angeboten und vom Em- 
pfänger angehommeii werde. Man komme daher auf den 
Realkontrakt „do ut des" als den letzten Grund eines 
selbstständigen Klagereehts des Frachtführers zurück. 
Es sei dies im Gesetze audi durch die Worte ausgedrückt, 
„durch Annahme des Gutes (also fe urid nicht verbis 
oder litteris) wird der Empfänger verpflichtet." 

2. Aus zwei Erwägungen heraus kann ich mich änch 
Köch's Auffassung nicht anschließen. Denn einmal ist 
das Erfordernis des Innominatkontraktes, das „do ut 
des" hier nicht gegeben: Der Frachtführer ist nicht, 
wie Koch annimmt, vor zuleisten verpflichtet, sondern 
braucht nur Zug um Zug zu leisten, wie wir bereits oben 
gesehen haben. Sodann aber ist nicht die Annahme 
des Gutes und des Frachtbriefes selbst Terpflxchtungs- 
grund des Empfängers, spixdena die WiUeBsearilärung, 

141) Koch, S. 410. 
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die in der Annahme der Realleistung liegt Auf den Ver- 
pflichtungs willen kommt es an. 

IV. Auf gesetzlicher Vorschrift be- 
ruhend erklärt Hellwig, 142 ) und mit ihm auch Staub 148 ) 
und Cosack, 144 ) die Verpflichtung des Empfängers. Ge- 
wiss ist das richtig. Aber beruht nicht auch die Vor- 
schrift des § 435 auf dem Gesetze und hat nicht trotz- 
dem auch Hellwig diese Vorschrift auch juristisch zu 
erklären versucht? Mit einer solchen Erklärung wird 
doch nur die juristische Konstruktion umgangen, oder 
auf eine solche Verzicht geleistet. Man erkläre das offen 
und täusche sich nicht selbst durch selbstverständliche 
Redewendungen. 

4. Die Präsumtionstheorie. 

1. Schott 145 ) und mit ihm ein grosser Teil der 
Commentatoren, 146 ) wie auch das R. 0. H. G. 147 ) sehen 
in der Bestimmung des § 436 die Wirkung eines per 
facta ooncludentia abgeschlossenen Vertrages, der selbst- 
ständig neben dem Transportvertrag einherlaufe und 
gleichsam dessen Ausfluß sei, da der Frachtvertrag im 
allgemeinen nicht erfüllt werden könne, ohne daß der 
Empfänger die Verpflichtung zur Zahlung der Fracht 
übernehme. In allen Fällen, wo nicht aus den Umstän- 
den oder aus einer Erklärung des Empfängers das Gegen- 



142) Hellwig, S. 483. 

143) Staub, S. 1532. 

144) Cosack, § 87. 

145) Schott, S. 410. 

146) V. Hahn, & 657, Puchelt, S. 1252. 

147) R. O. H. G. . 
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teil sich ergebe, solle präsumiert werden, der Em- 
pfänger habe Gut und Frachtbrief mit dem Willen an- 
genommen, sich dadurch dem Frachtführer auf Zah- 
lungsleistung nach Maßgabe des Frachtbriefes zu ver- 
pflichten. 

2. Es ist hiergegen nur einzuwenden, daß das still- 
schweigende Vertragsverhältnis mehr ist, als eine ge- 
setzliche Präsumtion, weshalb ich mich der Ansicht nicht 
vollständig anschließen kann. 

5. Die Vertragstheorie. 

Der per facta concludentia abgeschlossene Vertrag 
zwischen Empfänger und Frachtführer ist ein selbstän- 
diger Vertrag kraft positiver gesetzlicher Bestimmung. 
Der Frachtführer bietet das Gut nebst Frachtbrief dem 
Empfänger an, er macht ihm die Offerte, das Gut gegen 
Erfüllung der im Frachtbriefe enthaltenen Verpflich- 
tungen ausliefern zu wollen. Der Empfänger acceptiert 
stillschweigend durch Annahme von Gut und Fracht- 
brief diese Offerte. Dadurch wird ein direktes Vertrags- 
verhältnis zwischen Frachtführer und Empfänger her- 
gestellt. 

Eine ähnliche Ansicht vertritt auch der Commentar 
von Düringer-Hächenburg. Jedoch hält er uüjgekehrt 
die Willenserklärung des Empfängers, nach Maßgabe des 
Frachtbriefes zu zahlen, für die Offerte, die ausdrück- 
liche oder stillschweigende Annahme dieser Erklärung 
für die Acceptation des Frachtführers. Es ist aber doch 
zu bemerken, daß der Empfänger sich nicht äußern kann, 
bevor der Frachtführer ihm die Vertragsschließung 
durch seine Offerte angeboten hat. 
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d)I>a9 Pfandrecht des Frachtführers und 

das Erlöschen der Ansprüche des 

Empfängers. 

I. 1. Es ist bereits oben bemerkt worden, daß der 
Frachtführer wegen aller durch den Frachtvertrag be- 
gründeten Forderungen, insbesondere der Fracht- und 
Liegegelder, der Zollgelder und anderer Auslagen, so- 
wie- wegen der auf das Gut geleisteten Vorschüsse, ein 
Pfandrecht an dem Gut hat, das schon mit der Übernahme 
des Gutes durch den Frachtführer begründet wird und 
dauert, solange der Frachtführer das Gut noch in un- 
mittelbarem Besitze hat. (veigl. § 440, Abs. 1 u. 2.) 

'2. Das Pfandrecht endigt aber- noch nicht mit der 
Übergabe des Gutes an den Empfänger, wie das des Kom- 
missionärs, Spediteurs oder Lagerhalters sondern es 
dauert auch noch nach dem freiwilligen Verlust des Be- 
sitzes' forty wenn das Gut noch im Besitze des Empfän- 
gers ist und der Frachtführer sein Recht innerhalb drei 
Tagen nach Ablieferung gerichtlich geltend macht, (vgl. 
§ 449» Abs. 3.) Dies kann geschehen durch Klageerhebung 
öder dtureh Antrag auf einstweilige Verfügung. 

Weshalb während dieser dreitägigen Frist nur noch 
ein beschränktes Pfandrecht „nach Maßgabe des 
Frachtbriefes" bestehen soll, wie Buchmann 147 ) be- 
hauptet, kann ich nicht einsehen, da aus dem Gesetze 
selbst eine derartige Einschränkung nicht zu entnehmen 
ist und für eine solche restrictive Interpretation gar 
keine Veranlassung vorliegt. 

3-. Abweichend von den allgemeinen Segeln des 
Ja* GL B* ist beim Fraehtgesch£f t die V e r k a u f s a n - 

147) Buchmann, S. 39/ 
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drohung nicht in einer monatlichen Frist an den 
Eigentümer des Pfandes, sondern in einer wöchent- 
lichen 148 ) an den Empfänger zu richten, ebenso sind auch 
alle sonstigen Benachrichtigungen an den Empfänger 
des Gutes zu bewirken, (vgl. H. GL B. § 440 Abs. 4 u. 
B. G. B. §§ 1234 Abs. 1, 1237, 1241). 

4. Wird das Pfandrecht nicht innerhalb drei Tagen 
geltend gemacht, so geht es verloren und wacht auch 
dann nicht wieder auf, wenn der Empfänger das Gut an 
den Frachtführer zurückgibt. Es geht ferner unter durch 
Veräußerung des Gutes an einen gutgläubigen Dritten, 
(H. G. B. § 366) außerdem durch Vereinbarung. 

5. Nach Erlöschen des Pfandrechts hat der Fracht- 
führer nur noch einen obligatorischen Anspruch nach 
Maßgabe des Frachtbriefes gegen den Empfänger, den 
er im Wege der Klage geltend machen kann, und der 
einer zweijährigen Verjährungsfrist unterliegt. (B. G. 
B. § 196 No. 3). 

II. 1. Die Rechte des Empfängers gegen den Fracht- 
früher erlöschen umgekehrt, sobald die Fracht und die 
sonst auf dem Gute haftenden Forderungen bezahlt sind 
und das Gut angenommen ist (§ 438 Abs. 1). Als Zah- 
lung ist nicht anzusehen ein Zahlungsversprechen, eine 
Eintragung der Fracht in ein vom Frachtführer geführtes 
Kontobuch oder ä conto Zahlung bei laufendem Ge- 
schäftsverkehr. 1 49 ) 

2. Die Ansprüche des Empfängers gegen den 
Frachtführer bleiben jedoch in folgenden Fallen in 
Kraft: 



148) Gemäss, H. G. B. 9 368. 

149) E. G. XXV, S. 31, a. M. Staub, S. 1537. 
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a.) Wenn sie auf Vorsatz öder grober Fahrlässig- 
keit des Frachtführers beruhen (§ 438 Abs. 5.); 

b.) Wenn sie sich auf Beschädigung oder Minde- 
rung des Gutes stützen und der Schaden entweder 
vor Annahme des Gutes durch amtlich bestellte Sach- 
verständige festgestellt war (§ 438 Abs. 2.) o d e r bei 
der Annahme äußerlich nicht erkennbar war. In letz- 
terem Falle muß jedoch nachgewiesen werden, daß der 
Mangel in der Zeit zwischen der Uebernahme des Gutes 
durch den Frachtführer und der Ablieferung entstanden 
ist, es muß außerdem die Feststellung des Schadens durch 
amtlich bestellte Sachverständige unverzüglich (ohne 
schuldhaftes Zögern) und spätestens binnen einer Woche 
nach der Annahme beantragt sein (§ 438 Abs. 3). 

Ist dem Frachtführer der Mangel unverzüglich nach 
der Entdeckung und binnen der bezeichneten Frist an- 
gezeigt, so genügt es, wenn die Feststellung unverzüglich 
nach, dem Zeitpunkte beantragt wird, bis zu welchem der 
Eingang einer Antwort des Frachtführers unter regel- 
mäßigen Umständen erwartet werden darf. 

3. Die Kosten für die Besichtigung des Gutes 
hat der Empfänger nur zu tragen, wenn die Feststellung 
von ihm beantragt ist, und kein Mangel an dem Gute 
ermittelt wird, sonst der Frachtführer. 

4. Die Ansprüche des Empfängers gegen den Fracht- 
führer wegen Verlustes, Minderung, Beschädigung oder 
verspäteter Ablief erung des Gutes verj ähren (nach 
§ 439 resp. 414) in einem Jahre, wenn nicht etwa die 
Verjährungsfrist durch Vertrag entweder vor der An- 
nahme oder auch später verlängert worden ist. Die Ver- 
jährung beginnt: 
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a.) Im Falle des Verlustes oder der verspäteten Ab- 
lieferung mit dem Ablauf des Tages, an welchem die 
Lieferung hätte bewirkt sein müssen. — Dabei ist es 
gleichgültig, wo der Verlust stattgefunden hat, auf dem 
Transport oder erst am Bestimmungsorte vor der Aus- 
händigung. 150 ) 

b.) Im Falle der Beschädigung oder Minderung mit 
dem Ablaufe des Tages, an welchem die Ablieferung 
stattgefunden hat. 

5. Für die Wirkung der Verjährung kommt zu- 
nächst die Bestimmung des § 222 B. G. B. in Betracht, 
wonach der Frachtführer berechtigt ist, nach Vol- 
lendung derselben, die Befriedigung der oben bezeich- 
neten Ansprüche zu verweigern. Hat er aber trotz der 
eingetretenen Verjährung, wenn auch in Unkenntnis der- 
selben, dem Empfänger Ersatz geleistet, ein Schuldan- 
erkenntnis gegeben, oder Sicherheit geleistet, so kann er 
nichts zurückverlangen oder widerrufen. 

6. Anders als im B. G. B. im § 390 ist in unserem 
Falle die Aufrechnung gegen bereits verjährte An- 
sprüche der bezeichneten Art geregelt. Während dort 
die Aufrechnung auch nach der Verjährung zulässig 
wäre, sofern die Ansprüche in dem Zeitpunkte, in wel- 
chem sie gegen die Forderung des Frachtführers auf- 
gerechnet werden konnten, noch nicht verjährt waren, 
bestimmt für unseren speziellen Fall EL G. B. § 414, 
daß eine Aufrechnung nach Vollendung der Ver- 
jährung nur zulässig ist, wenn der ersatzberechtigte 
Empfänger dem Frachtführer vor Ablauf der Verjäh- 
rungsfrist den Verlust, die Minderung, die Beschädigung 

lfiO) R. 0. H. Q. IV, S. 14. 
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oder die verspätete Ablieferung angezeigt oder die An- 
zeige an ihn abgesandt hat. Diesen Momenten stehen 
gleich der Antrag auf gerichtliche Beweisaufnahme oder 
die Streitverkündung (0. P. O. § 72) an den Fracht- 
führer seitens des Empfängers z. B. in einem Rechts- 
streite mit dem Absender. 

7. Alle anderen Ansprüche des Empfängers gegen 
den Frachtführer, wie auf Erfüllung des Frachtver- 
trages, wegen ungerechtfertigter Bereicherung z. B. bei 
unrichtiger Berechnung der Fracht, u. s. w. unterliegen 
der dreißigjährigen Verjährungsfrist (B. G. B. § 195). 
Ebenso auch, wenn die Ansprüche des Empfängers wegen 
Verlustes, Minderung, Beschädigung oder verspäteter 
Lieferung auf einer vom Frachtführer vorsätzlich 
begangenen Handlung beruhen (§ 414 Abs. 4.). Grobe 
Fahrlässigkeit steht dabei dem Vorsatze nicht gleich. 
Buchmann 151 ) hält in den angegebenen Fällen mit Un- 
recht die dreijährige Verjährungsfrist aus unerlaubter 
Handlung für gegeben. Er übersieht dabei, daß nicht 
jede vorsätzliche Handlung widerrechtlich zu 
sein braucht, also auch kein Delikt darstellt. Es kann 
ein Delikt vorliegen, braucht es aber nicht. 

Sind die bezeichneten Tatsachen vorsätzlich 
und widerrechtlich herbeigeführt, oder gründet 
sich der Anspruch auf eine sonstige unerlaubte Hand- 
lung des Frachtführers, so verjährt der Anspruch nach 
§ 852 B. G. B. in drei Jahren von dem Zeitpunkte an, 
in welchem der Empfänger von dem Schaden Kenntnis 
erlangt, ohne Bücksicht auf diese Kenntnis in dreißig 
Jahren von der Begehung der Handlung an. 



151) Buclmiaun, S. 73. 
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§7. 
II. Beim Transport ohne Frachtbrief. 

Im Landfrachtverkehr besonders zwischen nahege- 
legenen Orten, kommt es oft vor, daß von der Ausstel- 
lung eines Frachtbriefes Abstand genommen wird, und 
daß dem Frachtführer das Gut nur übergeben wird mit 
der Weisung, es an einen bestimmten Empfänger abzu- 
liefern. 

Das Frachtgeschäft wickelt sich dann genau so ab, 
wie wenn ein Frachtbrief ausgestellt ist, nur daß die an 
das Vorhandensein eines Frachtbriefes geknüpften Folgen 
wegfallen. 

Der Empfänger kann also vor Ankunft des Gutes 
das ihm durch § 434 gewährte Recht, Sichern ngsmaß- 
regeln vorzunehmen, ausüben, wenn er sich dem Fracht- 
führer gegenüber irgend wie als Empfänger legitimiert. 
Er handelt hier ebenso als Vertreter des Absenders wie 
wenn ein Frachtbrief ausgestellt ist. 

Nach Ankunft des Gutes erwirbt der Empfänger 
sein eigenes Recht. Es herrscht aber noch die oben be- 
handelte Gesamtgläubigerschaft. 

Beendigt wird diese zweifellos durch die Ausliefe- 
rung des Gutes, das ja der Empfänger nach § 435 ver- 
langen kann. Streit kann nur darüber herrschen, ob das 
Verfügungsrecht des Empfängers zu Gunsten der Allein- 
berechtigung des Absenders auch durch Erhebimg der 
Klage auf Auslieferung des Gutes allein aufge- 
hoben werden kann. 

Der § 433 Abs. 2 bestimmt, daß vom Empfänger 
Klage gemäß § 435 gegen den Frachtführer erhoben sein 



Digiti 



zedby G00gk 



— 70 — 

muß. Nach § 435 ist aber der; Empfänger „insbesondere 
berechtigt, von dem Frachtführer die Uebergabe des 
Frachtbriefs u n d die Auslieferung des Gutes zu verlan- 
gen." Die Worte „Gut" - „Frachtbrief" sind also zwar 
kopulativ, nicht disjunktiv aneinander gereiht, es wäre 
aber verfehlt, daraus nun zu schließen, daß die Klage auf 
beides gerichtet sein muß. Denn es heist im § 435 auch, 
daß der Empfänger berechtigt ist, die durch den Fracht- 
vertrag begründeten Rechte geltend zu machen. Es wäre 
nun sonderbar, wenn man die im § 433, Abs. 2 ausge- 
sprochene Wirkung nicht zugeben wollte, wenn nur Klage 
auf Auslieferung des Gutes erhoben ist, da sich der 
Frachtführer hierzu durch den Frachtvertrag verpflichtet 
hat. Es ist auch gar nicht einzusehen, weshalb die Klage 
gerade auf beides gerichtet sein soll. 

Ich bin also mit Hellwig 152 ) der Ansicht, daß die 
auf eines von beiden gerichtete Klage dieselbe Wirkung 
haben muß. 

Dagegen ist wohl die Bestimmung des § 436, wo 
der Empfänger „durch Annahme von Gut imd Fracht- 
brief" frachtbriefgemäß verpflichtet -wird, auf den Trans- 
port ohne Frachtbrief nicht anwendbar, da u. a. der Em- 
pfänger doch nicht auf Grund eines Schriftstückes ver- 
pflichtet werden kann, das nicht vorhanden ist. Decr 
Frachtführer gelangt dadurch in eine ungünstige Lage 
dem Empfänger gegenüber, da er nach Auslieferung des 
Gutes nicht klageweise vorgehen kann, sondern seine For- 
derungen nur durch Ausübung seines Retentionsrechtes 
am Gut geltend machen kann. Er kann Leistung Zug um 
Zug verlangen und sich außerdem durch sein Pfandrecht 
nach § 440 schützen. 

152) Hellwig, S. 491. 
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Selbstverständlich kann sich aber der Empfanger 
auch hier ausdrücklich oder stillschweigend dem Fracht- 
führer verpflichtet haben. 

§ 8. 

III. Beim Transport mit Ladeschein. 

Ganz anders als beim gewöhnlichen Frachtgeschäft 
gestaltet sich die rechtliche Stellung des Empfängers, 
wenn ein Ladeschein ausgestellt ist. Diese Art des Trans- 
portes ist geregelt in den §§ 444 und 452 des H. G. B., 
obwohl der Ladeschein seine Hauptanwendung im See- 
imd Binnenschiffahrtsrecht gefunden hat. Beim Land- 
frachtgeschäft hat derselbe sehr wenig praktische Bedeu- 
tung gewonnen, und so konnte es bei der Revision des 
Handelsgesetzbuches, wie die Denkschrift 158 ) bemerkt, 
fraglich werden, „ob nicht die betr. Vorschriften ganz 
aus dem H. G. B. auszuscheiden und dem Binnenschiff- 
fahrtsgesetze zu überweisen seien. Dies erschiene indes- 
sen nicht ratsam, denn die Möglichkeit sei immerhin nicht 
ausgeschlossen, daß sich auch bei anderen Arten der 
Güterbefördening ein Bedürfnis ergebe, von dem Lade- 
schein Gebrauch zu machen." 

Durch die längeren Transportfristen und den stei- 
genden Verkehr, die eine Zirkulationsfähigkeit des Gutes 
nötig machten, hat sich die Institution des Ladescheines 
zuerst im Seerecht als Connossement herausgebildet und 
wurde dann auf das Land- und Binnenschiffahrtsfracht- 
geschäft übertragen. 

IL Der Ladeschein ist eine Urkunde, durch die sich 
der Frachtführer zur Auslieferung des Gutes verpflichtet. 

X53) D. S. 266. 
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Er wird gewöhnlich — öfters neben dem Frachtbrief — 
auf Grund einer zwischen Absender und Frachtführer 
getroffenen Vereinbarung von dem letzteren ausgestellt. 

1. Während der Frachtbrief in der Hauptsache 
Beweismittel ist, liegt die Hauptbedeutung des Lade- 
scheines in seiner Eigenschaft als Verpflichtung s- 
ur künde. 154 ) Deshalb kann auch eine blose Be- 
scheinigung des Frachtführers, das darin 
bezeichnete Gut zur Beförderung an die darin genannte 
Person empfangen zu haben, ohne eine von ihm über- 
nommene Verpflichtung zur Aushändigung des Gutes 
nicht als Ladeschein angesehen werden. 155 ) 

2. In § 445, 1 — 7 sind die Erfordernisse aufge- 
zählt, die ein Ladeschein enthalten soll, wenn nichts 
anderes vereinbart ist. Für die Gültigkeit des Ladeschei- 
nes ist wesentlich nur die Unterschrift, die auch durch 
einen Vertreter erfolgen kann. 156 ) Hat sich in einem 
bestimmten Falle der Frachtführer zur Ausstellung eines 
Ladescheins verpflichtet, so kann der Absender verlangen, 
daß derselbe den gesetzlich festgestellten Inhalt habe. 157 ) 

Hat der Absender den Ladeschein angenommen, so 
ist er zur Aushändigung einer Abschrift desselben als 
Gegenschein verpflichtet, damit der Frachtführer gegen 
willkürliche Aenderungen nach der Aushändigung des- 
selben gedeckt ist. 

II. Nach dieser einleitenden Vorerörterung kommen 
wir dazu, die Wirkung ins Auge zu fassen, die der Lade- 
schein auf die Rechtstellung des Empfängers ausübt. 

154) a. M. Hellwig, S. 498; er ist a u c h Beweisurkunde, 
da er ein Empfangsbekenntnis enthält. 
156) R. G. XIII, S. 75. 

156) R. O. G. H., XVII. S. 100 

157) R. G. XX. S. 57. 



Digiti 



zedby G00gk 



— 73 — 

1. Den Frachtvertrag schließen Frachtführer und 
Absender ab und deshalb bleiben für sie die Bestimm- 
ungen des Vertrags maßgebend (vgl. § 446, 1). Durch 
die Ausstellung des Ladescheins, worin er sich dem legi- 
timierten Empfänger zur Auslieferung verpflichtet, ge- 
langt aber der Frachtführer in Beziehung zu einer dritten 
Person, für die nur der Inhalt des Ladescheines maß- 
gebend ist. Der Frachtvertrag geht den Empfänger nur 
an, wenn der Ladeschein auf Bestimmungen desselben 
Bezug nimmt (§ 446 Abs. 1). 

3. Die Forderungsberechtigung des Empfängers ist 
demnach unmittelbar imd selbstständig, unabhängig vom 
Frachtvertrage. Gibt also der Absender den Ladeschein 
an eine dritte Person weiter, so überträgt er dieser da- 
durch nicht sein Recht, das ihm aus dem Rechtsverhält- 
nis zum Frachtführer zusteht, sondern der Empfänger 
erwirkt ein eigenes, nur auf der im Ladeschein nieder- 
legten Verpflichtimg des Empfängers beruhendes 
Recht. 158 ) „Er ist erster Nehmer eines Transport- 
papieres, in welchem die Rechte und Verbindlichkeiten, 
die der Frachtführer dem Empfänger gegenüber über- 
nimmt, endgültig präcisiert sind." 159 ) Darin liegt die 
sogen, obligatorische Funktion des Lade- 
scheines. 

4. Nur der Ladeschein ist demnach maßgebend für 
die Rechte und Verpflichtungen des Empfängers und zwar 
sowohl wegen der Höhe der Fracht, des Quantums und 
der Beschaffenheit der Ware als auch hinsichtlich der 
Person des Frachtführers. 160 ) Jedoch kann der Empfän- 

158) Rumler, S. 38. 

159) Eger, III. S. 58. 

160) R. O. H. ö. XVII, S. 98. 
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ger vom Frachtführer nur verlangen, daß er ihm das 
empfangene Gut ausliefere. Die Verpflichtung des 
Frachtführers ist keine generische Iieferung&pflicht, son- 
dern eine blose Ablieferungspflicht. Er kann deshalb 
einwenden, daß er überhaupt nicht oder weniger, daß er 
schlechtes Gut oder ein anderes erhalten habe. Er haftet 
daher nur für denjenigen Schaden, den er dem Empfän- 
ger bei der Abgabe der Erklärung durch sein Verschul- 
den verursacht hat. 181 ) 

5. Verfügungsberechtigt über das Gut 
ist der Empfänger, sobald der Absender ihm den Lade- 
schein übergeben hat; ihm stehen die Rechte zu, die 
beim gewöhnlichen Transport der Absender hat, näm- 
lich vom Frachtführer zu verlangen, das Gut anzuhalten, 
zurückzugeben oder an einen anderen als den im Lade- 
schein genannten Empfänger auszuliefern. Den Anord- 
nungen des Empfängers darf er hier nur Folge leisten, 
wenn ihm der Ladeschein und bei Ausstellung mehrerer 
alle zurückgegeben werden, sonst haftet er dem recht- 
mäßigen Empfänger selbst für das Gut. 

ß. Der Ladeschein kann sowohl Kekta-, wie Order- 
papier sein. Dagegen sind auf den Inhaber lautende und 
in blanko gestellte Ladescheine (d. h. solche, bei denen 
für den Namen des Empfängers ein offener Kaum gelas- 
sen ist) im deutschen Handelsverkehr nicht üblich, ob- 
wohl sie grundsätzlich vorn TL G. B. nicht angeschlossen 
sind. 

Demnach ist sowohl verfügungs-, wie zur Empfang- 
nahme des Gutes berechtigt,, der Besitzer des Lade- 
scheines, mag er nun im Ladeschein als Empfänger be- 
zeichnet sein oder ina# er den Besitz und damit sein 

161) E. G. V, 8. 79. 
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Recht durch eine formal ordnungsgemäße Kette von 
Indossamenten erlangt haben (§ 44 Y Abs. 1). 

Eine Empf angsberechtigung kann aber auch begrün- 
det sein durch Cession oder eine ordnungsmäßige Kette 
von Blankoindossamenten, wobei jedoch die Legitimation 
besonders nachgewiesen sein muß. 162 ) 

7. Sind mehrere Exemplare des Ladescheines ausge- 
stellt, so gilt jeder Inhaber auch nur eines Exemplar es 
als Empfänger, an den der Frachtführer abzuliefern ver- 
pflichtet ist. Machen mehrere von diesen ihre obliga- 
torische Rechte geltend, so entscheidet ordnungsgemäße 
Priorität. Der Frachtführer kann sich aber gegen die 
Ansprüche sämtlicher Ladescheininhaber durch Hinter- 
legung befreien. 

8. Wird vom Empfänger Ablieferung verlangt, so 
ist der Frachtführer zur Erfüllung nur gegen Rückgabe 
des Ladescheines verpflichtet, aber nur, wenn auf diesem 
selbst die Ablieferung bescheinigt wird. 

Geht der Ladeschein verloren, so braucht der Fracht- 
führer dem Empfänger nur auszuliefern: 

a) wenn es sich um einen Orderladeschein handelt 
gegen Sicherheitsleistung nach Erwirkung eines Aus- 
schlussurteils gemäß § 1018 C. P. O. oder Einleitung 
des Amortisationsverfahrens ; 

b) wenn es sich um einen Rektaschein handelt, gegen 
Aushändigung einer Quittung des Empfängers mit Ein- 
willigung des Absenders (§ 368 B. G. B.), u. U. gegen 
ein öffentlich beglaubigtes Anerkenntnis, daß die Ablie- 
ferungspflicht erloschen sei. 

IL Die Uebergabe des Ladescheines hat aber nicht 
allein obligatorische Wirkung auf den Empfänger, son- 
162) R. 0. H. G. XXV. S. 340, R. G. IV, S. 145. 



Digiti 



zedby G00gk 



- 76 - 

dem auch eine dingliche. 163 ) Der Ladeschein ist 
Traditionspapier: Seine Uebergabe vertritt die Ueber- 
gabe des Gutes. Der zur Empfangnahme des Gutes Legi- 
timierte hat also alle Rechte an dem Gute, wie wenn es 
ihm übergeben worden wäre. Er wird daher nicht schlecht- 
hin Eigentümer der im Ladeschein bezeichneten Waren, 
sondern er erwirbt bald das Eigentum, bald den juristi- 
schen Besitz, bald auch blose Detention mit den daran 
sich knüpfenden Rechten, je nachdem er durch unmittel- 
bare TJebergabe der Waren das eine oder andere erlangt 
haben würde. 164 ) Es ist hierbei gleichgültig, ob es sich 
um einen Rekta- oder Orderschein handelt, wenn nur 
ein Original in den Händen des Berechtigten ist; eine 
Kopie ruft die genannten Rechtswirkungen nicht hervor. 
Der Besitzer muß ferner im Ladeschein als Empfänger 
genannt oder bei Orderladescheinen der letzte Indossatar 
sein. 

Näher auf die Wirkung des Ladescheins, besonders 
in dinglicher Hinsicht, einzugehen, verbietet die Begren- 
zung des Themas. 

III. Nimmt der Empfänger das Gut auf Grund des 
Ladescheins an, so wird er persönlich verpflichtet, nach 
Maßgabe des Ladescheins Zahlung zu leisten. 165 ) Nimmt 
er gleichzeitig auch den Frachtbrief an, so verpflichtet 
er sich auch nach diesem, so weit nicht sein Inhalt dem 
des Ladescheins widerspricht. 

IV. Auf die sonstige Rechtstellung des Empfängers 
wie seine Ansprüche gegen den Frachtführer wegen Ver- 

163) Vergl. Rumler, S. 40. 

164) R. G. XII, S. 83 f. für d. entsprechende Connos- 
sement. 

165) a. M. Makover, S. 1485. 
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spatuüg, Mängel u. s. w. deren Erlöschen- und Verjäh- 
rungsfristen hat die Ausstellung eines Ladescheines 
keinen Einfluß; ebenso wenig auf das Pfandrecht des 
Frachtführers am Frachtgute. 



IV. Modifikationen im Binnenschiffahrtsrecht. 

Die Rechtstellung des Empfängers im Frachtge- 
schäft der Binnenschiffahrt ist in den Grundzügen die- 
selbe wie beim Landfrachtgeschäft, da das Binnenschiff- 
fahrtsgesetz vom 16. Juni 1895 im § 26 die Vorschriften 
der §§ 425—427, 430—436, 439 — 143 und 445 — 151 
des H. G. B. in Anwendung kommen läßt. 

Es kann also auch bei dieser Art des Frachtge- 
schäftes ein Frachtbrief ausgestellt sein, was aber ebenso 
wenig erforderlich ist, als beim Landfrachtgeschäft. 
Anders verhält es sich hier schon mit dem Ladeschein 
oder wie er im Handelsverkehr genannt wird, dem Bin- 
nen-Connossement. 

Während dort die Ausstellung eines Ladescheines 
in das Belieben der Parteien gestellt war, ist hier der 
Binnenschiffer verpflichtet, dem Absender, wenn dieser 
das Verlangen vor Beginn der Ladung stellt, nach Ver- 
ladung der Güter einen Ladeschein auszustellen, durch 
welchen er sich zur Auslieferung der Güter an den 
legitimierten Besitzer des Scheines verpfichtet (B. Seh. 
G. § 72). 

Neben den in § 445 H. G. B. aufgestellten Erforder- 
nissen hat der Ladeschein auch noch die Bezeichnung des 
Schiffes zu enthalten, in welches die Güter verladen sind. 
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Der Ladeschein selbst hat hier eine ganz andere 
Natur, als im Landfrachtgeschäft infolge der Bestimm- 
ung der §§ 73 — 74 des B. Seh. G. Während dort der 
Frachtführer nur das empfangene Gut auszuliefern 
hat und nur so weit haftet, als durch seine schuldhaften 
Angaben über das Gut im Ladeschein dem Inhaber des 
Scheines Schaden entstanden ist, so ist er nach dem 
B. Seh. G. für die Richtigkeit der im Ladeschein ent- 
haltenen Angaben von Zahl Maß und Gewicht der 
übernommenen Güter dem Empfänger verantwortlich. 
Dieser kann also Auslieferung nach Maßgabe des Lade- 
scheines verlangen. Ausnahmen hiervon bestehen dann, 
wenn der Ladeschein die Klausel enthält, daß „Zahl, 
Maß und Gewicht unbekannt" seien oder, daß die Waren 
dem Frachtführer verpackt und verschlossen übergeben 
seien, oder wenn der Frachtführer beweist, daß die Un- 
richtigkeit der Bezeichnung bei Anwendung der Sorgfalt 
eines ordentlichen Frachtführers nicht zu erkennen war. 
Alle hieraus entspringenden Einreden muß der Empfän- 
ger gegen sich gelten lassen. 

Nach § 61 B. Seh. G. erlöschen im Gegensatz zu 
§ 438 die Ansprüche des Empfängers gegen den Fracht- 
führer wegen Beschädigung oder Minderung des Gutes 
bereits mit der Annahme des Gutes allein ohne Bezah- 
lung der Fracht. 
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